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Geſetz Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 21. — 


(No. 1900.) Reglement für die Feuerſozietät der ſämmtlichen Städte des Regierungsbezirks 
Gumbinnen. Vom 29. April 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. i 


haben bei den in Unſern Staaten vorhandenen Feuer⸗Verſicherungs⸗Sozietaͤten, 
vornämlich durch die Erfahrung der neueren Zeiten, mannigfache Maͤngel und 
Unvollkommenheiten wahrgenommen. Insbeſondere haben ſich die in dem Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Reglement für die ſaͤmmtlichen kleinen Staͤdte des Koͤnigreichs Preu⸗ 
ßen vom 25. Juli 1723. enthaltenen Beſtimmungen, durch welche die inneren 
Rechts⸗ und Verwaltungs⸗Verhaͤltniſſe geordnet werden ſollen, meiſtens ſo un⸗ 
vollſtaͤndig gezeigt, daß die Reviſion und Berichtigung derſelben zu einem drin⸗ 
genden Beduͤrfniſſe geworden iſt. Wir haben daher Allergnaͤdigſt befohlen, daß 


das Feuerſozietaͤts⸗Weſen einer Reviſion unterworfen werde, und nachdem die⸗ 


ſelbe bewirkt und die Intereſſenten darüber vernommen worden ſind, fo verord⸗ 
nen Wir wie folgt: 


K 1. Es ſoll für die im Bezirke der Regierung zu Gumbinnen bele⸗ Afgemeine 
genen Städte fortan nur Eine Öffentliche Sozietät beſtehen, deren Zweck auf den nmun⸗ 


gegenſeitige Verſicherung von Gebäuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und in 
welcher alſo die Gefahr dergeſtalt gemeinſchaftlich uͤbernommen iſt, daß ſich 
jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniß eines Verſicherers und Ver⸗ 
ſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur mit den, ihm nach dem gegenwaͤr⸗ 
hate ne pro rata feiner Berfiherungs- Summe obliegenden Beiträgen ver⸗ 
aftet iſt. 


$. 2. Die in dem Regierungsbezirke auf den Grund des Reglements 
vom 25. Juli 1723 bisher beſtandene, auf gegenſeitige Immobiliar⸗Verſicherung 
gegen Feuersgefahr gerichtete Sozietät der Städte fol aufgelöfet werden. Pri⸗ 
datvereine, welche zu dem Zwecke beſtehen oder errichtet werden moͤchten, daß 
fi) Nachbarn unter einander mit Hüͤlfsfuhren, Stroh, Holz und dergleichen 
Go. 1900.) Jahrgang 1838. 33 5 nicht 


(Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1838.) 
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nicht umſonſt, ſondern gegen Bezahlung eines angemeſſenen gleichfoͤrmigen 
Preiſes unterſtützen, und daß es in jedem einzelnen Falle in des Brandbeſchaͤ⸗ 
digten Wahl ſteht, von dieſer Unterſtuͤtzung ganz oder nur zum Theil oder gar 
nicht Gebrauch zu machen, find in dieſen Beſtimmungen (. 1. und 2) nicht mit 
begriffen, koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher Perſonen nicht in Anſpruch neh⸗ 
men, ſtehen unter Aufſicht Unſerer Regierung und muͤſſen ihre Statuten zur 
Reviſion und Genehmigung dem Ober⸗Praͤſidenten einreichen, der auch die Anz 
ordnung zu treffen hat, daß ihr Daſeyn und ihre Leiſtungen der Seuerfozietät, 
bei welcher die Gebaͤude verſichert ſtehen, zu gehoͤriger Zeit bekannt werden. 


$. 3. In welcher Art die rechtlichen Verhaͤltniſſe der bisherigen Sozie⸗ 

taͤt abgewickelt, desgleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben in die 

neue Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt uͤbernommen werden ſollen, nicht minder von welchem 

Zeitpunkt ab die letztere auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes in Wirkſamkeit 

treten ſoll? daruͤber iſt die naͤhere Anleitung in der heute von Uns vollzogenen 
on beſonderen Ausführungs Verordnung enthalten. 


F. 4. Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗ 
Angelegenheiten in dem Regierungsbezirk Gumbinnen, die darauf bezuͤgliche 
Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern der Sozietaͤt, die amt⸗ 
lichen Atteſte fuͤr die Verſicherungen und Quittungen uͤber empfangene Brand⸗ 
entſchaͤdigungs⸗Zahlungen aus der Sozietaͤtskaſſe ſind von dem tarifmaͤßigen 
Stempel und den Sporteln in bisheriger Art entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel, deren 
Bezahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen. 5 

Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Parthei iſt der tarifmäßige 
Stempel im halben Betrage, zu den Neben-Exemplaren der Stempel beglau⸗ 
bigter Abſchriften zu verwenden. 


$. 5. Wegen der Portofreiheit werden allgemeine Beſtimmungen, welche 
der Vereinigung des Miniſters des Innern und des General-⸗Poſtmeiſters vor⸗ 
behalten bleiben, getroffen werden. i 


II. 
Aufnahmefä⸗ $. 6. Die Sszietaͤt darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Ge⸗ 
Thellnehwer, baude und zwar nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen ſtadti⸗ 
ſchen Gemeinebezirke belegen ſind, auf welche ſich ihr Verband erſtreckt. 


$. 7. In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebäude aller 
1 5 En Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung zur Aufnahme geeig⸗ 
net ſind. 


$. 8. Folgende Gebaͤude jedoch, als: 


Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine, 

Glas⸗ und Schmelzhuͤtten, 

Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer, 

Stuͤckgießereien und Muͤnzgebaͤude, 

Zuckerſiedereien und Cichorien⸗Fabriken, 
ö Schwe⸗ 
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Schwefelraffinerieen, Terpentin⸗, Firniß⸗ und Holzſaͤuren⸗Fabriken, 
Anſtalten zu Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber 


und Knallgold, Spiegelgießereien, Spinnereien in Schaaf⸗ und 


Baumwolle, alle Gebaͤude worinnen Dampfmaſchinen befindlich, 
Theerofen, Ziegel» und Potaſchbrennereien, Vitriol⸗ und Sal⸗ 
miak⸗Fabriken, Theater⸗ und oͤffentliche Arbeitsanſtalten, desglei⸗ 
chen Schmieden ohne maſſive oder Metallbedachung, 


koͤnnen nur gegen einen Beitragsſatz aufgenommen werden, woruͤber die Feuer⸗ 
Sojzietaͤts⸗Direktion außer den ſonſt uͤblichen Klaſſenſaͤtzen mit ihren Beſitzern 
uͤbereinkommt und immer nur mit dem Vorbehalte, daß dieſer Direktion von 
Jahr zu Jahr frei ſtehe, ein ſolches Vertragsberhäͤltniß drei Monat vor Ab⸗ 
lauf des Jahres aufzukuͤndigen, um eventuell uͤber neue Beitragsſaͤtze ander⸗ 
weitig uͤberein zu kommen. Die Direktion iſt jedoch auch ruͤckſichtlich der ge⸗ 
nannten Gebäude (L. 8.) nicht verpflichtet, in jedem Falle über die ſonſt 
üblichen Klaſſenſaͤtze (§. 39.) hinauszugehen, ſondern kann nach Umſtaͤnden die 
Vereinbarung auch innerhalb der Grenzen der letztern treffen. 


$. 9. Die Beſtimmungen des $. 8. beziehen ſich jedoch nicht auf die 
Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude der Beſitzer Alben Fabriken oder Anſtalten, 
und ihrer Arbeiter und Werkleute, inſofern dieſelben mit den vorbenannten Ge⸗ 
baͤuden in keinem unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. 


L. 10. Jedes Gebäude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte Neben⸗ 
und Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 


$. 11. Mit Ausnahme der in dem 9. 8. gedachten Gebäude muß jedes 
innerhalb der Kommunalbezirke der zum Sozietaͤtsverbande gehörigen Städte d 
belegene unbedingt aufnahmefaͤhige Gebaͤude bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt ver⸗ 
5 is 1 worauf die Magiſtraͤte von Amtswegen zu ſehen und zu hal⸗ 
ten haben. 


§. 12. Es iſt alſo innerhalb dieſer Begrenzung keinem Beſitzer eines 
ſolchen Gebaͤudes ($. 11.) geſtattet, daſſelbe unverſichert zu laſſen, noch weniger 
dafür irgend anderswo als bei der ſtaͤdtiſchen Feuerſoziekaͤt mit Ausnahme der 
im F. 2. erwaͤhnten Privatvereine, Verſicherung zu nehmen. 


5 $. 13. Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein ſolches Gebäude ($. 11.) 
dieſen Beſtimmungen entgegen (F. 12.) unverſichert 5 iſt, ſo muß der 
Beſitzer den vierfachen Betrag der Beitraͤge, welche er nach Maaßgabe der in 
den F. 20. und 21. beſtimmten Höhe der Verſicherungsſumme haͤtte entrichten 
muͤſſen, als Strafe zur Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe einzahlen. . 


f $. 14. Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Jahres an, 
von welchem ab die Verſicherung haͤtte genommen werden ſollen, bis zu Ende 
des Jahres, in welchem dieſelbe nachträglich genommen oder anderweitig die 

Entdeckung der unterlaffenen Verſicherung erfolgt iſt, jedoch nicht über den Zeit⸗ 
raum von fuͤnf Jahren hinaus berechnet. 

(No. 1900.) 332 N $. 15. 


Theil 


III. 
Beitritts⸗ 
flichtigkeit der 

ilnehmer. 


— 316 — 


F. 15. Dagegen wird zwar die Feuersgefahr im Falle des $. 13. von 
der Sozietät von Anfang an (F. 14.) mit übernommen, es muß aber der Bei⸗ 
trag vom Anfange des Jahres an, von welchem ab die Verſicherung haͤtte ge⸗ 

8 19 5 werden ſollen, noch außer den Strafbeiträgen ($$. 13. und 14.) gelei⸗ 

et werden. ö 


$. 16. Diejenigen zum Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Verbande gehörigen So⸗ 
zietaͤts⸗Verwandten, welche der Beſtimmung des F. 12. entgegen, gleichviel ob 
allein oder nur nebenher, irgend anderswo mit Ausnahme der im $. 2. er⸗ 
wähnten Privatvereine, entweder ganz oder zum Theil Verſicherung nehmen, 
ſollen in dem Falle, daß die Entdeckung vor einem Brandungluͤcke erfolgt, außer 
dem ſofortigen zwangsweiſen Austritt aus der fremden Geſellſchaft mit einer 
Geldbuße von fuͤnf bis funfzig Thalern in dem Falle aber, daß die Entdeckung 
der Kontravention erſt nach eingetretenem Brande geſchiehet, uͤberdies noch mit 
dem Verluſte reſp. der Verſicherungsſumme oder der Verſicherungsſummen, ſo⸗ 
bald und ſoweit fie über den im F. 20. beſtimmten Verſicherungswerth hinaus⸗ 
gehet oder reſp. hinausgehen, beſtraft und die Geldbuße ſoll zur Kaſſe der Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt, die den Verſicherungswerth uͤberſteigende Summe aber zur Haͤlfte 
für die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe und zur andern Hälfte für den Provinzial⸗ 
Landarmenfonds eingezogen werden. Die Sozietaͤts⸗Direktion iſt auch ver⸗ 
pflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung daruͤber, ob Grund zur Kriminal⸗ 
Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſei? dem kompetenten 
Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. 


$. 17. Von dieſen Beſtimmungen ($$. 11. bis 16.) bleiben jedoch alle 
dem Staate ſelbſt zugehörige Gebäude ausdruͤcklich ausgeſchloſſen. 


F. 18. Auch ſteht im Uebrigen zwar jedem frei, feine nicht aufnahme 
pflichtigen Gebäude (§. 11.) nach Gutbefinden irgend anderswo als bei der 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt gegen Feuersgefahr zu verſichern: kein ſolches Gebaͤude 
aber, welches anderswo mit Ausnahme der im $. 2. erwähnten Privatvereine 
ſchon verſichert iſt, kann bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt, weder ganz noch zum 
Theil aufgenommen, und kein dergleichen Gebäude, welches bei der Städte 
Feuerſozietaͤt bereits verſichert iſt, darf auf irgend eine andere Weiſe nochmals, 
es ſey ganz oder zum Theil, verſichert werden. 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein ſolches Gebäude (F. 14.) die 
ſer Beſtimmung entgegen, noch anderswo verſichert iſt, ſo wird daſſelbe nicht 
allein in den Kataſtern der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt ſofort b ſondern es iſt 
auch der Eigenthuͤmer, im Falle eines Brandungluͤcks der ihm ſonſt aus derſel⸗ 
ben zukommenden Brandverguͤtigung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zu allen Feuerkaſſen⸗Beitraͤgen bis zum Ablauf des Jahres, in welchem 
die Ausſchließung erfolgt, eine Abänderung erleidet, und die Sozietaͤts⸗Direktion 
iſt uͤberdies verpflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung daruͤber, ob Grund 
zur Kriminal⸗Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſey, dem kom⸗ 
petenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. | 


= IV, 5 . . . . . Y 
eit des Ein- An 19. Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhaͤngenden recht⸗ 
5 lichen Wirkungen findet nur einmal im Jahre, naͤmlich mit dem Tage beg 
b e 
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des 1. Januar jeden Jahres Statt, und wenn ein Gebäude, welches eingegangen, 
im Kataſter geloͤſcht werden muß, fo find davon die Beiträge auch fuͤr das 
ganze Jahr, in welchem die Loͤſchungsfaͤhigkeit eingetreten, zu entrichten. In 
eben dieſen Terminen finden auch nur Erhoͤhungen oder Herunterſetzungen der 
Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt zulaͤſſig find, ($$. 20. 21. 32.) Statt. 

Kommen außer dieſen Terminen Antraͤge wegen der Aufnahme neuer 
Gebaͤude oder Erhoͤhung der Verſicherungsſummen alter Gebaͤude vor, ſo ſollen 
dieſelben nur unter der ausdruͤcklichen Bedingung angenommen werden, daß alle 
fuͤr das laufende Jahr zu zahlenden Beitraͤge, ſowohl die ordentlichen als die 
gußerordentlichen entrichtet werden. Die rechtliche Wirkung des Vertrages be⸗ 
ginnt in dieſem Falle mit der Anfangsſtunde desjenigen Tages, von welchem 
die Genehmigung der Ssozietaͤts⸗ Direktion datirt iſt. 

Ermaͤßigungen der beſtehenden Verſicherungsſummen koͤnnen unter allen 
Umſtaͤnden nur mit dem Ablaufe des letzten Tages des laufenden Jahres bewil⸗ 
ligt werden, und es ſind daher die Beitraͤge fuͤr daſſelbe unverkuͤrzt zu zahlen. 


$. 20. Die Verſicherungsſumme darf den überall in den Schranken sähe der 
eines Minimums zu haltenden gemeinen Werth derjenigen Theile des. verficher- Si aerungs- 
ten Gebaͤudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, nicht i 
allein niemals uͤberſteigen, ſondern es ſoll auch kein Gebaͤude hoͤher als 
zu 25 „neun Zehntel“ (90 Prozent) feines gemeinen Werthes, und Mühlen 
155 ec Dritteln dieſes Werthes zur Verſicherung angenommen wer⸗ 
en duͤrfen. 


$. 21. Auf. Höhe dieſes Werthes (F. 20.) ſoll aber in der Regel 
jedes Gebaͤude bei der Sozietaͤt verſichert werden; nur muß die Verſicherungs⸗ 
ſumme in Beträgen, welche durch die Zahl 10 theilbar find, abgerundet und in 
Preußiſchem Silber⸗Kurant ausgedruͤckt ſeyn. 


$. 22. Der im $. 20. angeordneten Beſchraͤnkung iſt fortan auch jeder, 
der feine nicht aufnahmepflichtigen Gebäude ($. 11.) anderswo, als bei der 
Städte» Zeuerfozietät verſichern läßt, C$. 18.) unterworfen, dergeſtalt, daß jede 
hoͤhere Verſicherung unzulaͤſſig iſt. Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines 
Verſicherten ſoll, außer der Zuruͤckfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den im 
F. 20. beſtimmten Werth, mit einer zur Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe fließenden 
Geldbuße von fuͤnf bis funfzig Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem 
Brande entdeckt wird, ſonſt aber wenn die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt 
nach dem Brande geſchiehet, neben jener Geldbuße mit dem Verluſte der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, ſoweit fie über den im $. 20. beſtimmten Verſicherungswerth 
hinausgehet, welche zur Hälfte dem Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Fonds und zur ander 
ren Hälfte dem Provinzial⸗Landarmenfonds zufaͤllt, beſtraft werden. 


$. 23. Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerſtoͤrbaren Theils der zu 
verſichernden Gebaͤude wird in der Regel nicht erfordert, ſondern es genuͤgt an 
einer moͤglichſt genauen und treuen Beſchreibung eines jeden einzelnen Gebaͤudes, 
welches verſichert werden ſoll. 
(No. 1900) = L. 24, 
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F. 24. Damit aber dieſe Beſchreibungen zweckmäßig und gleichfoͤrmig 


— werden, muͤſſen fie nach Anleitung der hier beigefügten Anweiſung in die vor⸗ 


geſchriebenen Schemata eingetragen und dieſe Anweiſung durch den Magiſtrat 
jedem Intereſſenten auf Begehren nebſt fo vielen leer gelaſſenen und zur Aus: 
füllung geeigneten Schematen, als er bedarf, auf Koſten der Sozietaͤt gratis 
zugeſtellt, oder aber darnach auf Antrag des Intereſſenten und nach deſſen An⸗ 
gabe die noͤthigen Schemata durch den Magiſtrat ausgefuͤllt werden. 


$. 25. Die Beſchreibung jedes Gebaͤudes muß in drei Exemplaren von 
dem Beſitzer in geſetzlicher Form vollzogen, dieſe Vollziehung von dem Ma⸗ 
giſtrat beglaubigt und zugleich von dieſem das pflichtmaͤßige Atteſt beigefügt wer⸗ 
den, daß die Beſchreibung nichts enthalte, was ihm als wahrheitswidrig be⸗ 
kannt waͤre, auch die in der letzten Kolumne hegehrte Verſicherungsſumme den 
desfalls gegebenen Beſtimmungen (F. 20. und 21.) nach den im F. 27. aufge⸗ 
ſtellten Begriffen muthmaßlich entſpreche. 


$. 26. Nur wenn der Magiſtrat dieſes Atteſt zu ertheilen Bedenken 
trägt, und der Eigenthuͤmer des Gebäudes auf deſſen Vorhaltung die Ver⸗ 
ſicherungsſumme nicht ſoweit, daß demſelben kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, 
1 ai oder zu erhöhen geneigt iſt, tritt die Nothwendigkeit einer Taxirung 
des Gebaͤudes ein. 


$. 27. In ſolchem Falle muß entweder von einem vereideten Baubeam⸗ 
ten oder von zwei zu dieſem Behuf beſonders zu verpflichtenden ſachverſtaͤndigen 
Bauhandwerkern mit Eunftmäßiger Genauigkeit, unter Zuziehung der Ortsobrig⸗ 
keit, eine foͤrmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufgenom⸗ 
men werden, daß dadurch, mit Ruͤckſicht auf die oͤrtlichen Materialienpreiſe und mit 
billiger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handreichun⸗ 
gen und anderer, keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, 
welche der Eigenthuͤmer mit ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der der ma⸗ 
lige Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bau⸗ 
arbeiten feſtgeſtellt werde, die verbrennlich oder ſonſt der Zerftörung oder Beide 
digung durch Feuer ausgeſetzt find, alſo mit Ausſchluß alles deſſen, was nicht 
durch Feuer verletzt werden kann. Der dermalige Werth der Bauarbeiten 
ergiebt ſich bei Gebaͤuden, die nicht mehr im ige Zuſtande ſind, dadurch, 
daß deren, nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſtellter Werth in demſelben 


Verhaͤltniß reduzirt wird, in welchem der Materialienwerth in dem vorgefun⸗ 


denen Hd zu demjenigen Werthe ſteht, den die Baumaterialien im vollig 
guten Zuſtande haben wuͤrden. 

ls durch Feuer verletzbar werden alle über dem Fundamente befindlichen 
Gemaͤuer mitgerechnet. Die Koſten der Reviſion müffen, falls die Taxe des 
Eigenthuͤmers zu hoch ($. 20.) oder zu niedrig ($. 21.) befunden worden, von 
dem Eigenthuͤmer, falls dies nicht iſt, von der Sozietaͤt getragen werden. 5 


$. 28. Dieſe Taxe muß in einer, durch die Zahl (10) „zehn“ theilba⸗ 

ren Summe Preußiſchen Silber⸗Kurants abgeſchloſſen und in dreifacher Aus⸗ 
fertigung volzoͤgen werden; über die nach $. 20. berechnete Quote der e 
elite 
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ffeſtgeſtellten Werthſumme hinaus oder unter derſelben iſt ſodann ſchlechterdings 
Feine Feuersverſicherung ſtatthaft. f 


$. 29. Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach H. 20. u. f. 
beſtimmten Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung, iſt auch noch darauf zu 
achten, daß, wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz zu for⸗ 
dern Befugniß hat, der Werth deſſelben außer Anſchlag bleibe; dagegen iſt 
derjenige, welcher das freie Bauholz zu liefern verpflichtet iſt, zwar nicht ver⸗ 
pflichtet, wohl aber berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern: dies darf aber 
ebenfalls nur bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt geſchehen. e 


$. 30. Uebrigens koͤnnen fo wenig die, auf den Grund bloßer Gebaͤude⸗ 
Beſchreibungen gewaͤhlten Verſicherungsſummen, als die bloß zum Zweck der 
Feuerverſicherung aufgenommenen Taxen jemals zur Grundlage bei öffentlichen 
oder Gemeinde⸗Abgaben und Laſten angewendet und uͤberhaupt gegen den Wil⸗ 
len der Gebaͤudebeſitzer jemals zu andern fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


$. 31. Regelmaͤßige periodiſche Reviſſion der Verſicherungsſummen oder 
Taxen, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Veraͤnderung des Werths 
der verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich, die 
Sozietaͤt hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder einzeln 
guf ihre Koſten vorzunehmen, von den Eigenthuͤmern neue Beſchreibungen beibrin⸗ 
gen und, Falls ſich der Eigenthuͤmer der von der Sozietät für noͤthig erachteten 
Herabſetzung oder Erhoͤhung der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe aufneh⸗ 
men und dadurch die Verſicherungsſumme feſtſtellen zu laſſen. Namentlich ſind 
die mit den Feuerverſicherungs⸗ Angelegenheiten beauftragten Magiſtraͤte ver⸗ 
pflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren Werth nach der 
Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augenmerk darauf zu rich⸗ 
ten, daß die Verſicherungsſumme niemals das Minimum des wirklich noch 
vorhandenen Werths der verſicherten Gebaͤude uͤberſteige. Nicht minder iſt 
der Verſicherte ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige verpflichtet; und es bleibt, 
wenn ſolche nicht erfolgt iſt, der Sozietaͤt auch nach etwa eingetretenem Brand⸗ 
ungluͤck der ihrerſeits zu fuͤhrende Nachweis, daß das Gebaͤude weniger werth 
geweſen, vorbehalten, ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur auf die Hoͤhe 
des wirklichen Werthes verhaftet bleibt. i 


x VI. 
$. 32. Erhöhungen der bisherigen Verſicherungsſumme oder Herunter⸗ - Erhöhung 

ſetzungen derſelben find nur unter Beobachtung der in den $$. 20. und 21. ans kn derer 
geordneten Beſchraͤnkungen zulaͤſſig. Der nothwendigen Herunterſetzung der Terſicherungs⸗ 
Verſicherungsſumme, welche daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer me. 
zerſtoͤrbaren oder unbrauchbar zu machenden Theils des verſicherten Gebäudes 
oder das darnach oder ſonſt zulaͤſſige Maximum nicht mehr die Hoͤhe der bisherigen 
Verſicherungsſumme erreicht, muß ſich ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen 
ſo wenig dem Gebaͤudebeſitzer, als einem Dritten (Hypothekenglaͤubiger oder ſon⸗ 
ſtigen Realberechtigten) ein Widerſpruchsrecht zu. Jedoch ſoll davon denjenigen 
Hypothekenglaͤubigern und ſonſtigen Realberechtigten, welche etwa im Kataſter 
zn find, von Amtswegen Kenntniß gegeben werden. Die Wirkung . 

do. 1900.) i Ders 
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Herunterſetzung tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt iſt, ein, jedoch werden die 
Beiträge für das Jahr, in welchem fie feſtgeſtellt worden, nach der bisherigen 
Verſicherungsſumme die Beitraͤge von dem herabgeſetzten Verſicherungsbetrage 
aber erſt vom Anfange des folgenden Jahres ab entrichtet. 


$. 33. Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beitraͤge 
werden in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, die beide gleichmaͤßig 
zu Beſtreitung aller Ausgaben der Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe beſtimmt find. Die or⸗ 
dentlichen Beitraͤge werden nach beſtimmten Prozenten, der für denjenigen Zeit⸗ 
raum, auf welchen die Beitraͤge ſich beziehen, kataſtrirten Verſicherungsſumme 
($. 35.) dem muthmaßlichen alljaͤhrlichen Bedarf gemäß. abgemeſſen und ein für 
allemal feſtgeſtellt, und muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung eingezahlt werden, 
den außerordentlichen Beitraͤgen aber, welche nur von Zeit zu Zeit eintreten 
koͤnnen, um zu decken, was etwa an dem wirklichen Bedarf der Staͤdtefeuer⸗ 
Sozietaͤtskaſſe zu Beſtreitung der vorkommenden Brandverguͤtungen und ſonſti⸗ 
gen Obliegenheiten, nach Abrechnung der Summe der ordentlichen Beitraͤge, 
noch fehlen moͤchte, muß jedesmal ein foͤrmliches Ausſchreiben vorhergehen. 

Fuͤr die außerordentlichen Beitraͤge ſind keine Grenzen zu beſtimmen, 
ſondern dieſe dem jedesmaligen Beduͤrfniſſe anzupaſſen. 


$. 34. Die Einzahlung des ordentlichen Beitrages erfolgt in der Ne 
gel in einer Summe fuͤr den ganzen Jahresbedarf im Laufe des erſten Quar⸗ 
tales: doch ſteht es der Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion zu, einzelnen Debenten 
ganz oder theilweiſe, bis auf drei Monate Anſtand zu gewaͤhren und darnach 
andere Zahlungstermine zu ſetzen. Die nach Ablauf reſp. des erſten Quartals, 
oder der anderweitig nachgelaſſenen Friſten verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden in 
gleicher Art, wie die offentlichen Steuern, executiviſch beigetrieben. Fuͤr jeden 
außerordentlichen Beitrag wird der dußerfte Einzahlungstermin in dem Aus⸗ 
ſchreiben beſonders beſtimmt, und die nach deſſen Ablauf verbliebenen Rück 
ſtaͤnde werden in gleicher Art executiviſch eingezogen. f 


§. 35. Die Summe des ordentlichen Beitrags beſtimmt ſich für je 
des verſicherte Gebaͤude nach der Klaſſe, zu welcher es ſeiner Bauart und 
Benutzung und dem daraus hervorgehenden Grade ſeiner Feuergefaͤhrlichkeit 
nach gehört. Es ſollen naͤmlich in der Staͤdte⸗Feuerverſicherungs⸗Sozietaͤt des 
Regierungsbezirks Gumbinnen neun Klaſſen Statt finden, und es gehoͤren zur 


erſten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit maſſiver Bedachung oder Metallbe⸗ 
dachung, maſſiven Umfaſſungswaͤnden, worin ſich keine Feuer⸗ 
ſtaͤtten befinden und welche zur Aufbewahrung feuergefaͤhrlicher 
Materialien nicht dienen. Zur N 
zweiten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit maſſiven Umfaſſungswaͤnden, maſ⸗ 
ſiver oder Metallbedachung und gewoͤhnlichen Feuerſtaͤtten. Zur 
dritten Klaſſe: Alle Gebaͤude von Fachwerkswaͤnden mit maſſtver 
oder Metallbedachung, worin ſich keine Feuerſtaͤtten befinden und 
welche zur Aufbewahrung feuergefaͤhrlicher Materialien nicht 
dienen. Zur i 1 
vier⸗ 


— 321 — 


vierten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit Fachwerkswaͤnden, maſſiver oder 
Metallbedachung und gewöhnlichen Feuerſtaͤtten. Zur 

fuͤn ten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit maſſiven Umfaſſungswaͤnden und 
maſſiver oder Metallbedachung, worin feuergefaͤhrliche Gewerbe 
getrieben werden. Zur a 

ſechſten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit Fachwerkswaͤnden und maſſiver oder 
De e worin feuerge aͤhrliche Gewerbe betrieben wer⸗ 

ur 


en. Zur 
ſiebenten Klaſſe: Alle Gebaͤude mit Fachwerk⸗ oder hoͤlzernen Um⸗ 
faſſungswaͤnden, welche nicht mit maſſiver Bedachung verſehen 


ſind. Zur 
achten Klaffe: Alle Scheunen mit Fachwerk oder hoͤlzernen Umfaſ⸗ 
ſungswaͤnden, welche weder mit maffiver noch Piſee⸗Bedachung 
verſehen ſind. Zur 
neunten Klaſſe: Wind⸗ und Lohmuͤhlen. 
Ein iſolirt ſtehendes Gebäude darf in feiner Klaſſe nur zwei Drittel des Be⸗ 
trages zahlen, den es in feiner Klaſſe zahlen müßte, wenn es nicht iſolirt ſtaͤnde. 


$. 35 b. Iſolirt heißen die nicht maffiven Gebäude nur, wenn ſie zwoͤlf 
Ruthen, oder mehr, die maffiven und halbmaſſiven ſchon, wenn ſie fuͤnf Ruthen, 
oder mehr von den naͤchſten Gebaͤuden entfernt liegen. Gebaͤude, die zu einer 
und derſelben Wirthſchaft gehören, werden bei dieſer Beſtimmung als ein 
Ganzes betrachtet, ſo daß ihre Lage und Zuſammenhang unter einander in groͤ⸗ 
ßerer als der oben bemerkten Nähe, den Begriff der Iſolirung nicht aufhebt. 


$. 36. Hiernach hat über die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung 
angemeldetes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten des Magiſtrats 
die Sozietaͤts⸗Direktion zu beſtimmen. Der Magiſtrat hat dem Eigenthuͤmer das 
Reſultat feines Gutachtens ſogleich, damit der Letztere, wenn er es noͤthig fin⸗ 
det, ſeine Rechte bei der Direktion vor deren Entſcheidung naͤher ausfuͤhren 
10 hiernaͤchſt aber auch die Entſcheidung der Direktion näher bekannt zu 
machen. 

Bei dieſer Begutachtung und reſpektiven Entſcheidung dient die vom Ge⸗ 
bäude beigebrachte Beſchreibung zur Grundlage, und wenn etwa dieſe wider 
Vermuthen uͤber irgend einen weſentlichen Umſtand keine hinreichende Auskunft 
gäbe, fo kann ſolche von dem Eigenthuͤmer ſelbſt, oder von dem Magiſtrate, 
oder ſonſt nach Gutfinden auf dem kuͤrzeſten Wege erfordert werden. 


a $. 37. Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Sozietäts⸗Direktion 

zufrieden, ſo hat es dabei ſein Bewenden. Will er ſich derſelben aber nicht un⸗ 
terwerfen, fo ſteht ihm nach feiner Wahl (. 113.) der Weg des Rekurſes 
oder die Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. 


$. 38. Die Beſtimmung der Sozietaͤts⸗Direktion gilt aber jedenfalls einſt⸗ 

weilen dergeſtalt, daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekurs⸗ oder reſpek⸗ 
liben ſchieds richterlichen Verfahrens erſt von dem naͤchſten, nach Beendigung 
deſſelben eintretenden ordentlichen Eintrittstermin ab (J. 19.) in Wirkſamkeit tritt. 
(No. 1900.) Jahrgang 1838, Aa a $. 39. 
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$. 39. Der ordentliche Beitrag wird hiermit für jede Jahresrate: in der 
erſten Klaſſe mit fuͤnf Silbergroſchen, in der zweiten Klaſſe mit ſieben und ein 
halben Silbergroſchen, in der dritten mit zehn Silbergroſchen, in der vierten mit 
zwoͤlf Silbergroſchen, in der fuͤnften mit vierzehn Silbergroſchen, in der ſechs⸗ 
ten mit ſechszehn Silbergroſchen, in der ſiebenten mit achtzehn Silbergroſchen, 
in der achten mit zwanzig Silbergroſchen und in der neunten mit fuͤnf und zwan⸗ 
zig Silbergroſchen von einem jeden Einhundert Thaler Verſicherungswerth 
beſtimmt. 


F. 40. Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß 
der verſchiedenen Klaſſen ſollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der 
Eröffnung der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt an gerechnet, mit Huͤlfe der inzwiſchen 
geſammelten Erfahrungen, einer neuen Pruͤfung durch Deputirte der Staͤdte und 
das Reſultat derſelben Unſerer Genehmigung unterworfen werden. Fuͤr die 
erſte dieſer zehnjährigen Perioden wird ausnahmsweiſe beſtimmt, daß ſchon nach 
den erſten fünf Jahren eine ſolche Reviſion Statt finden ſoll, und dabei für dle 
folgenden fünf Jahre auf dem vorbezeichneten Wege eine etwa als noͤthig 
oder nuͤtzlich anerkannte Aenderung getroffen werden kann. Bei der vorſte⸗ 
hend angeordneten Reviſſon ſoll dann auch die Frage über das Zuſammentreten 
der Sozietät mit der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt des Regierungsbezirks Königsberg 
nochmals zur Eroͤrterung geſtellt und zur Berathung gezogen werden, inwiefern 
die Verſicherung der Gebaͤude zu dem vollen gemeinen Werth (F. 20.) als 
zweckmaͤßig zuzulaſſen ſeyn duͤrfte. 


Bauliche Bere §. 41. Wenn während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude 
Änderungen eine Veraͤnderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem 
während der Maaße erhöht, daß ſolche grundsätzlich die Verſetzung des Gebäudes in 
Zelt. eine andere, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen wuͤrde, 
fo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem Magiſtrate innerhalb Monatsfrift davon 
Anzeige zu machen und ſich der aus den getroffenen baulichen Abaͤnderungen re⸗ 
glementsmaͤßig etwa folgenden Beitragserhoͤhung zu unterwerfen. 


$. 42. Wird die Anzeige in Monatsfriſt nicht geleiſtet, fo muß der 
Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen dem geringeren Bei⸗ 
trage, welchen er entrichtet hat, und den hoͤhern, welchen er hätte entrichten 
ſollen, als Strafe zur Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe einzahlen. 


$. 43. Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des ganzen Jahres, in 
welchem die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu dem Ende des Jahres, in 
welchem ſie nachträglich gemacht oder die Entdeckung der Veraͤnderung erfolgt 
iſt, jedoch nicht uͤber einen Zeitraum von fuͤnf Jahren hinaus, berechnet. 


$. 44. Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhöhte Feuers⸗ 
gefahr von der Sozietaͤt von Anfang an mit übernommen, es muß aber, wo 
eine Verſetzung des Gebäudes in eine, zu höheren Beiträgen verpflichtete Klaſſe 
eintritt, der hoͤhere Betrag vom Anfange des Jahres an, in welchem 15 Ver⸗ 
a nderung 
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änderung Statt gefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen ($$. 42. und 43.) ge: 
feiftet werden. 


F. 46. Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen dem⸗ 
jenigen Theil des bei der Soziekaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das 
Feuer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, der in einem brauch⸗ 
baren Zuſtande geblieben iſt, feftzuftellen. 


$. 47. Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern 
vielmehr auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, 
mithin dadurch ausgeſprochen, welcher aliguote Theil des Werths nach dem im 
9. 27. aufgeftellten Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. 


$, 48, Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde 
fiegende Beſchreibung (J. 23. ff) oder eiwa vorhandene Taxe (J. 27. ff.) des 
abgebrannten Gebaͤudes zur Grundlage und es bleibt nach den Umſtaͤnden vor⸗ 
behalten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen 
oder ſonſt zu ergaͤnzen. 


$. 49a. Sowie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß baldmoͤglichſt und 
längftens innerhalb acht Tagen nach dem Brande eine Beſichtigung des Schar 
dens durch den Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein Totalſcha⸗ 
den vorliegt, ſo hat derſelbe an Ort und Stelle eine Verhandlung aufzunehmen, 
wodurch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. Handelt es ſich aber von einer partiellen 
Entſchaͤdigung, fo muß von ihm bei der Schadensbeſichtigung außerdem noch ein 
Sachverſtaͤndiger zugezogen werden und von Letzterm die Abſchaͤtzung der Scha⸗ 
denquote ſofort an Ort und Stelle vorgenommen und zum Protokoll erklaͤrt 
werden. In beiden Faͤllen iſt auch der Beſchaͤdigte ſelbſt bei der Verhandlung 
zuzuziehen und mit feiner Erklärung zum Protokoll zu vernehmen. 


F. 49 b. Der zuzuziehende Sachverſtaͤndige muß nach der pflichtmäßigen 
Erwaͤgung und Auswahl des Magiſtrats nicht minder, wenn der Beſchaͤdigte 
darauf antraͤgt, entweder ein vereideter Baubeamte ſein, oder ſtatt deſſen, zwei 

augewerkmeiſter zugezogen werden. Die zugezogenen Sachverſtaͤndigen wer⸗ 
den jedesmal mit dem Geſichtspunkte, wornach ihr fachkundiges Urtheil begehrt 
wird, zuvor genau bekannt gemacht und wenn ſie nicht ſchon ein fuͤr allemal ver⸗ 
eidet find, zu der Handlung durch Handſchlag beſonders verpflichtet. 


$. 50. Bei dieſer Verhandlung (J. 49.) muß zugleich von Amtswegen 

Alles, was über die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbrei⸗ 
fung, die Dämpfung deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und andere 
Löſchungshuͤlfen, und über fonftige, die Sozietaͤt nach Inhalt des gegenwaͤrtigen 
(No. 1900.) Aag 2 Regle⸗ 
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Reglements angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, geſchichtlich zu Protokoll vers 
zeichnet und jeder, der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, daruͤber, ob, wo und wie 
hoch er, ſey es ſein Mobiliar⸗ oder Immobiliarvermoͤgen, gegen Feuer ver⸗ 
ſichert habe? umſtaͤndlich vernommen werden. Die bei der ganzen Verhand⸗ 
lung etwa vorkommenden Koſten uͤbernimmt die Sozietät. 


$. 51. Die Brandſchadenverguͤtung wird für alle Beſchaͤdigung des 
verſicherten Gebaͤudes durch Feuer, geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund 
der Entſtehung des Feuers, es beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder 
Muthwillen, darin einen Unterſchied macht. 1 8 5 


$. 52a. Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich 
veranlaßt, oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von 
einem Dritten angelegt wird, fo fallt die Verbindlichkeit der Sozietät zur Zah: 
lung der Brandſchadenverguͤtung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der 
Verſicherte das Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann 
vorenthalten werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf Grund 
deſſelben wider ihn Kriminalunterſuchung eroͤffnet worden. In dieſem Falle 
hängt es von dem Ausfalle des Urtheils ab, ob die Brandſchadenverguͤtung def 
nitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener Sache nachzuholen iſt. Wird 
nämlich der Verſicherte gänzlich oder vorläufig freigeſprochen, fo muß die Nach⸗ 
Dae im Falle einer Verurtheilung aber iſt die Sozietaͤt dazu nicht 
verpflichtet. 


$. 52 b. Es ſoll jedoch jeder gegenwartige und zukünftige Hypotheken⸗ 
glaͤubiger, fuͤr deſſen Forderung ein bei der Sozietaͤt verſichertes Gebaͤude ver⸗ 
haftet iſt, wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, oder des Schuldners aus⸗ 
druͤckliche Genehmigung dazu beibringt, berechtigt ſeyn, ſein Hypothekenrecht im 
Feuer⸗Sozietätskataſter vermerken zu laſſen, und es iſt alsdann die kataſterfuͤhrende 
Behörde verbunden, nicht allein dieſen Vermerk zu machen, ſondern auch die 
geſchehene Eintragung deſſelben auf dem Schuldinſtrument zu beſcheinigen. Ein 
ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders geloͤſcht werden, als wenn der Be⸗ 
weis uͤber geſchehene Tilgung der Schuld, oder die ausdruͤckliche Genehmigung 
des Glaͤubigers beigebracht wird. Vermerke dieſer Art ſollen zugleich ſekretirt 
und die Katafter, nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe 
zur Einſicht erweiſen koͤnnen. 

Haften auf einem abgebrannten Gebaͤude ſolche im Kataſter gehoͤrig vermerkte 
Hypothekenſchulden, ſo ſoll gleichwohl, vorausgeſetzt, daß vorab die ſonſtige Inſol⸗ 
venz des Schuldners gehörig erwieſen iſt, auch in dem Fall des H. 52 die So⸗ 
zietaͤt den Glaͤubigern für das Kapital, nicht aber für die Zinſen in fo weit ge⸗ 
recht werden, als ſolches ohne den Eintritt des Verbrechens des Schuldners 
haͤtte geſchehen muͤſſen. 


f $. 53. Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder 
ſeinem Geſinde oder von ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, ſo darf des⸗ 
halb die Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietaͤt nicht 1 5 

weiger 
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weigert oder vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fallen 
der Civilanſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen in ſoweit vor⸗ 
behalten, als dem Verſicherten erſten Falls in ſeinen eigenen Handlungen, an⸗ 
dern Falls in der hausvaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgenannten Perſonen, eine 
grobe Verſchuldung (culpa lata) zur Laſt faͤllt. 


$. 54. Ob und in wie weit ſonſt die Sozietät gegen jeden Dritten, wel⸗ 
cher den Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf 
Entſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche 
dem Verſicherten felbft gegen einen Dritten zuſtehen möchten, gehen bis auf den 
Betrag der von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenverguͤtung, Kraft der 
Verſicherung, auf die Sozietaͤt über. a 


$. 55. Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, 
welches, gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Krieges⸗ 
gebrauch, d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke 
auf Befehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt worden, wird von 
der Sozietaͤt nicht verguͤtet. 


$. 56. Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer 
zu militairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatze erregt 
worden, wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu oder zu ſol⸗ 
chen Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige oder mit 
gewoͤhnlichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirk⸗ 
lich ertheilt worden iſt. N 


N $. 57. Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirk⸗ 
lichkeit, ſepy es gerade zu, oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Um⸗ 
ſtaͤnden nicht zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung 
eines Gebaͤudes durch Truppen waͤhrend eines Gefechts oder auf einem Ruͤck⸗ 
zuge im Angeſicht des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung oder vor einer 
Belagerung bei Armirung eines Platzes geſchehen iſt. 


$. 58. Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muth willen 
oder Bosheit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung 
des Kriegszuſtandes entſtehen, ſind von der Brandverguͤtung durch die Sozietaͤt 
keinesweges ausgeſchloſſen. 


$. 59. Ebenſo wenig find von dieſer Vergütung ſolche Beſchaͤdigungen 

der Gebaͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, 
ſondern bloß zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche 
einem aſſoziirten Gebaͤude, zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und Behufs derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von kompetenten ee ange⸗ 
ordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nachge⸗ 
wieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an den in 
95 Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zugefuͤgt ſind. Si 
Lo. 1900.) . 2 


=: De 


Schaͤden aber, welche durch Erdbeben, Pulver⸗ oder andere Exploſionen, 
oder ähnliche Naturereigniſſe verurſacht find, werden nur dann vergütet, wenn 
e Ereigniß Feuer veranlaßt hat, und die Schäden ſelbſt alſo Brand⸗ 

den ſind. 


§. 60. Bei Partialſchaͤden erfolgt die Vergütung in derſelben Quote 
der Verſicherungsſummen, als von den verſicherten Gebaͤudetheilen nach $. 47. 
fuͤr abgebrannt, oder vernichtet erachtet worden. 


. 61. Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe vergütet, 
jedoch der Werth der etwanigen Ueberbleibſel ſogleich bei der Beſichtigung der 
Brandſtelle (F. 49.) auf eine Quote des Geſammtwerths des durch Brand zer⸗ 
ftörten Gebäudes abgeſchaͤtzt und davon in Abzug gebracht. 


9. 62. Die Auszahlung der Verguͤtungsgelder erfolgt bei Totalſchaͤden 
in drei gleichen Theilzahlungen. Das erſte Drittel muß baldmoͤglichſt und in 
laͤngſtens zwei Monaten nach dem ſich ereigneten Brandſchaden gezahlt werden. 
Die Fälligkeit des zweiten Drittels hängt von dem Nachweis ab, daß das nach 
dem Brande wieder herzustellende Gebäude unter Dach gebracht worden, und 
das letzte Drittel wird gezahlt, ſobald die Wiederherſtellung des Gebaͤudes dem 
gegenwaͤrtigen Reglement gemaͤß (F. 72.) vollendet iſt. Findet jedoch die Wie⸗ 
derherſtellung des abgebrannten Gebäudes: ($. 73.) überhaupt nicht Statt, fo er⸗ 
folgt die Zahlung in zwei Hälften, die erſte zwei Monate und die zweite vier 
Monate nach dem Brandſchaden. 


i ‚9. 63. Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung ebenfalls in zwei Hilf: 
ten, die erſte längſtens zwei Monate nach dem ſich ereigneten Brandſchaden und 
die andere gleichzeitig, oder ſpaͤter, ſobald namlich der Nachweis beigebracht 
worden, daß die Wiederherſtellung vollendet ſei. 


K. 64. Die Sozietäͤtskaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung prompt und laͤng⸗ 
ſtens in den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, e daß dem Verun⸗ 
gluͤckten Nichts entgegenſteht, wovon das gegenwärtige Reglement fpätere Zah⸗ 
lungstermine abhängig macht. Findet eine längere Verzoͤgerung der Zahlung 
Statt, fo if die Sozietät von diefen Terminen ab zu den geſetzlichen Berzugs⸗ 
zinſen verhaftet. 


§. 65 a. Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten, und 
darunter iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebäudes zu verſtehen, 
dergeſtalt, daß in dem Falle das Eigenthum eines Grundſtuͤcks, worauf das 
verſicherte Gebaͤude ſteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Vererbung 
u. ſ. w. auf einen Andern übergeht, damit zugleich alle aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage entſtandenen Rechte und Pflichten für übertragen erachtet werden. 

$. 65b. Die Sozietät iſt aber nicht verbunden, ſich nach den Beſitzver⸗ 
änderungen zu erkundigen, vielmehr zahlt ſie an denjenigen Beſitzer, welchen der 
Magistrat auf den Grund des Kataſters als den Beſchaͤdigten angiebt, wenn 
nicht ein Anderer dagegen Einſpruch erhoben hat. 9 00 


$. 66. Das Intereſſe der Hypothekglaͤubiger oder anderer Realberechtig⸗ 
ter wird dabei nicht von Amts wegen Seitens der Sozietaͤt beachtet, ſondern 


es bleibt jenen ſelbſt überlaffen, bei eingetretenem Brandunfall in Zeiten den Ar⸗ 
reſtſchlag auf die Verguͤtungsſumme bei dem gehoͤrigen Richter auszuwirken. 


$. 67. Nur wenn und ſoweit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſchehener 
Auszahlung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietaͤt verbunden, die Zah⸗ 
lung zu dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das 
Weitere unter ſich abzumachen haben. 


$. 68. Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandverguͤ⸗ 
tungsgeldern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu ver⸗ 
langen, wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des Gebaͤudes ver⸗ 
wendet worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich zu⸗ 
laſſige Weiſe vor dem Hypothekenrichter, und nach deſſen Ermeſſen zulaͤnglich 
ſicher geſtellt wird. 


$. 69. Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, 

ſo hat es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung 

a das Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, fein 
ewenden. 


ſcheidet er ruͤckſichtlich dieſes Gebäudes aus der Sozietät aus, und iſt nur noch zug auf den 
zu den Beitragen für das laufende Jahr verhaftet (9. 19.) Sonſt aber unter: Berſccherten 


$. 71. Von dem Ablauf des Jahres an, in welchem der Brandſchaden 
erfolgt iſt, bis zum Anfange desjenigen, mit welchem das neu berichtigte Kata⸗ 
ſter in Wirkſamkeit tritt, iſt der durch Brand beſchaͤdigte Theilnehmer von der 
Beitragsleiſtung entbunden. Wenn aber inzwiſchen das im Bau begriffene Ge⸗ 
baͤude, die auf der Bauſtelle befindlichen Baumaterialien miteingerechnet, ein 
neuer Brandunfall trifft, fo ſoll von der Vergütung, welche die Sozietät auch 
in dieſem Fall auf diejenigen Gegenſtaͤnde, die als bereits in den Bau verwen⸗ 
det, oder zur Bauſtelle geſchafft und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen 
werden, in dem, $$: 47. und 60. bezeichneten und nach Maaßgabe des (. 49. feſt⸗ 
zuſtellenden Verhaͤltniſſe zu leiſten hat, der Geſammtbetrag der erlaſſenen, oder 
noch zu erlaſſenden Beitraͤge, und zwar nach dem Maaße, wie ſie von dem ab⸗ 
gebrannten Gebäude zu leiſten geweſen fein würden, in Abzug gebracht werden. 


$. 72. In der Regel hat auch jeder Affozürte, welcher ein Gebäude 

durch den Brand gaͤnzlich verliert, gegen die Sozietaͤt die Verpflichtung, das 
abgebrannte Gebaͤude auf derſelben Stelle wieder herzuſtellen und nur unter dieſer 
Bedingung auf die Auszahlung der Verguͤtungsgelder Anſpruch (H. 62. ff.). 
1 haͤngt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines 125 
o. 1900.) f abge⸗ 
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abgebrannten völlig gleichen Gebaͤudes ab, ſondern es iſt nur erforderlich, daß 
die Verguͤtungsgelder lediglich zum Bau verwendet werden. 


F. 73. Auch iſt Unſere Regierung befugt, die Wiederherſtellung eines 
abgebrannten Gebaͤudes entweder uͤberhaupt, oder auf der alten Bauſtelle aus 
polizeilichen oder andern hoͤhern Ruͤckſichten zu unterſagen, und in dieſem Falle 
darf dem Brandbeſchaͤdigten die Verguͤtung, ſoweit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, nicht 
vorenthalten werden. Nicht minder bleibt der Regierung vorbehalten, mit der⸗ 
ſelben Wirkung auch ſchon dann dem Abgebrannten auf ſeinen Antrag vom 
Wiederaufbau zu entbinden, oder ihm den letztern auf einer andern Bauſtelle 
zu geſtatten, wenn keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegen ſteht, und zugleich 
nachgewieſen wird, daß nicht auf Anlaß der Beſtimmungen des $. 52. dieſes 
Reglements ein Grund zur Vorenthaltung der Brandverguͤtungsgelder vorhanden 
ſey: in dieſen letzteren Faͤllen iſt jedoch die Regierung an die vorgaͤngige Zuſtim⸗ 
a unden welcher daruͤber zur gutachtlichen Erklaͤrung aufzufordern 
iſt, gebunden. i 


a $. 74. Die obere Leitung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Geſchaͤfte übernimmt fer⸗ 
ner, wie bisher, unter der Firma: 

8 „Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktion“ 
die Regierung zu Gumbinnen, welche ein Mitglied ihres Kollegiums mit der 


ſpeziellen Bearbeitung der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Geſchaͤfte zu beauftragen hat. 


$. 75. Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt uͤbernimmt die Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe zu Gumbinnen bei einer ihrer Buchhaltereien gegen Empfang eines 
angemeſſenen Gehaltszuſchuſſes aus der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe, aus welcher auch 
ein verhaͤltnißmaͤßiger Theil zu der dem betreffenden Buchhalter und reſp. Ren⸗ 
danten zu bewilligenden Penſion eintretenden Falls gezahlt werden muß. 


$. 76. Der Gehaltszuſchuß für die Kaſſenfuͤhrung (K. 75.) wird auf 
Grund eines Verwaltungs⸗Koſten⸗Etats, welchen die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direk⸗ 
tion gufzuſtellen und der Genehmigung des Ober⸗Praͤſidenten zu unterwerfen 
hat, bewilligt. Zu allen ſonſtigen Büreaugefchäften bedient ſich die Feuer⸗So⸗ 
zietaͤts⸗ Direktion der zu unentgeltlicher Bearbeitung der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozie⸗ 
täts⸗Geſchaͤfte verpflichteten Subalternen der Regierung. Jedoch ſoll fuͤr den 
Fall, daß die Kraͤfte des der Regierung uͤberwieſenen Perſonals hierzu nicht 
ausreichen, zu angemeſſener Remunerirung von Buͤreaugehuͤlfen, fo. wie für an 
dere Buͤreaubeduͤrfniſſe in ſoweit als fonft dem Staatsfonds Mehrausgaben 
aufgebuͤrdet werden wuͤrden, ein angemeſſenes Dispoſitions⸗Quantum in dem 
vorgedachten, nach fünf Jahren zu revidirenden (J. 40.) Etat ausgebracht werden. 


$. 77. Unmittelbar unter der Feuer⸗Sozietäaͤts⸗Direktion beſorgt in je 
der aſſozürten Stadt des Regierungsbezirks der Magiſtrat unentgeltlich alle ihm 
nach dieſem Reglement obliegenden Geſchaͤfte der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt in 


derſelben Art, wie die übrigen ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten. 


„ . 78. Die Einziehung der Beitraͤge, ſo wie die Auszahlung der Brand⸗ 
verguͤtungsgelder geſchieht durch die Kaͤmmerei⸗ und reſp. eb all g t 
! A 
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Stadt ohne beſondere Verguͤtung. Die ſpeziell Kontrolle derſelben liegt dem 
Magiſtrat ob. ö f i 


$. 79. Fuͤr die Kaſſenbeamten der Staͤdte⸗Feuer⸗Sozietaͤt ($$. 75. und 
78.) gelten, naͤchſt der denſelben etwa zu ertheilenden befonderen Inſtruktion, 
die naͤmlichen Vorſchriften, welche allen offentlichen Kaſſenbeamten ertheilt find. 


F. 80. Die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Direktion hat für die Regulirung der Kau⸗ 
tionen, ſoweit ſolche nach den Umftänden erforderlich erſcheinen, nach Anleitung 
der dieſerhalb beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen. 


\ XIII. 
§. 81. Bei der Sozietaͤts⸗Direktion wird ein Hauptlagerbuch (Hauptka⸗ Gefahäftäfüt- 
taſter) und bei jedem Magiſtrat ein beſonderes Ortslagerbuch geführt, welches 11 8 = 
alle das Feuerverſicherungsgeſchaͤft betreffende Haupthandlungen nachweiſen muß. 


$. 82. Damit aus dem Hauptlagerbuch in Zuſammenſtellung mit den 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſen⸗Rechnungen zu jeder Zeit alle das Feuerſozietaͤts⸗ 
Weſen betreffenden Data und Zuſammenſtellungen mit Leichtigkeit und Gleichfoͤr⸗ 
migkeit entnommen werden konnen, fo iſt das Kataſter in zwiefacher Ausfertis 
gung, fuͤr jede Stadt beſonders, und zwar geordnet nach der Reihefolge der 
einzelnen darin belegenen Grundſtuͤcke, nach dem hier beigefuͤgten Formular an⸗ 
legen und weiter durchzufuͤhren. Die Unikate dieſer Ortskataſter bilden das 
Stadtlagerbuch, wogegen aus den der Sozietaͤts⸗Direktion rechtzeitig einzureichen⸗ 
den Duplikaten das Hauptlagerbuch zuſammengeſetzt wird. 


§. 83. Die vorfallenden Veränderungen (Eintreten neuer, oder Weg⸗ 
fallen bisheriger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungs⸗ 
ſumme, ſoweit ſolche ſonſt zulaͤſſig iſt (F. 32.), Verſetzung aus einer Klaſſe in 
die andere) werden, ſobald ſolche als ſtatthaft anerkannt ſind, in dazu be⸗ 
ſonders beſtimmten Kolonnen, fo lange die Ueberſichtlichkeit des Ganzen es ge⸗ 
ſtattet, nachgetragen, wenn aber dergleichen Veraͤnderungen ſich in einem Orts⸗ 
Kataſter zu ſehr haͤufen, ſo iſt dann ein neues Orts⸗Kataſter in duplo auszufer⸗ 
ligen, um ſowohl in dem Haupt- als in dem Stadtlagerbuch gleichzeitig an 
die Stelle des alten gebracht zu werden; das alte wird alsdann aus den Buͤ⸗ 
chern entfernt und zu den Akten gebracht. 


9. 84. Damit aber immer vollkommene Uebereinſtimmung zwiſchen dem 
Hauptlagerbuch und den Stadtlagerbuͤchern unterhalten werde, muß jeder Ma⸗ 
giſtrat alljaͤhrlich, ſogleich nach Berichtigung der Eintragungen und Vermerke, 
welche mit dem Anfange des neuen Jahres in Wirkung treten, eine getreue 
und von ihm beglaubigte Abſchrift aller Veraͤnderungsvermerke, welche feit dem 
Zeitpunkte der vorjaͤhrigen gleichartigen Berichtserſtattung Statt gefunden ha⸗ 
ben, in duplo an die Sozietaͤts⸗Direktion einſenden, und letztere hat demſelben 
das Duplikat mit dem Atteſte der Richtigkeit und geſchehenen Uebertragung in 
das Hauptlagerbuch verſehen, binnen laͤngſtens drei Monaten zuruͤckzuſenden. 


„ . 85. Solche Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietaͤt, oder 
Erhoͤhung einer Verſicherungsſumme, welche mit der, $. 19. bezeichneten aus⸗ 
(No. 1000) Jahrgang 1838, V b b druͤck⸗ 


. 


druͤcklichen Verpflichtung angebracht werden, koͤnnen zu jeder Zeit an den Ma⸗ 
giſtrat gelangen. Dieſer hat alsdann ſofort die Anfertigung des Kataſters 
zu veranlaſſen und Ku an die Direktion einzuſenden, von welcher die Geneh⸗ 
migung in einer beſonderen Verfuͤgung auszuſprechen iſt. 
a 86. Wer aber ſonſt in dem Fall iſt, der Sozietaͤt mit dem naͤchſt 
bevorſtehenden Eintrittstermine als neuer Intereſſent beizutreten, muß fein desfall⸗ 
ſiges Geſuch wenigſtens zwei Monate vorher an den Magiſtrat gelangen laſſen, 
und kann widrigenfalls von Letzterem, wenn naͤmlich dieſer mit Regulirung der 
Angelegenheit des Anliegens zu rechter Zeit nicht mehr zu Stande kommen zu 
koͤnnnen glaubt, für den naͤchſten Eintrittstermin zuruͤckgewieſen werden, ſofern 
das Geſuch nicht aufnahmepflichtige Gebäude betrifft ($$. 8. und 11.). Im ent, 
gegengeſetzten Fall, und wenn der Antragende ſelbſt die Verzoͤgerung verſchuldet 
hat, treten die Beſtimmungen der $$. 13. bis 15. dieſes Reglements ein. 

$. 87. Die etwa nöthige Vervollſtaͤndigung oder Nevifion der einge⸗ 
reichten Beſchreibungen oder etwanige Taxaufnahmen muͤſſen bis laͤngſtens vier 
Wochen vor Eintritt des Aufnahmetermins bewirkt, und bis dahin uͤberhaupt 
in den Städten alle Aufnahmegeſchaͤfte, vollſtaͤndig zur Genehmigung der So⸗ 
zietaͤts⸗Direktion vorbereitet, abgeſchloſſen werden. i 

$. 88. Bei bloßen Erhöhungen der Verſicherungsſummen kommt es 
darauf an, ob ſolche auf den Grund einer ſchon vorhandenen Taxe oder Ber 
ſchreibung und des der letzteren angefuͤgten Atteſtes zulaͤſſig find, und nachgeſucht 
worden, oder ob es der erneuerten Genuͤgung der $$. 23. ff. bedarf. Im leß⸗ 
tern Fall findet die Vorſchrift der $$. 86. und 87. Statt. Solche Erhöhungen 
aber, die etwa bloß auf Grund der ſchon vorhandenen Dokumente zu bewirken 
find, imgleichen ſonſt zulaͤſſige ®: 19. und 32.) Herunterſetzungen der Verſi⸗ 
cherungsſummen und gaͤnzliche Loͤſchungen koͤnnen noch bis vier Wochen vor 
dem naͤchſten Eintritts⸗Termin rechtzeitig nachgeſucht, und muͤſſen bis dahin an⸗ 
genommen werden. 

$. 89. Alle Anträge welche nach Vorſtehendem zu ſpaͤt eingehen, um 
noch für den naͤchſten Termin erledigt werden zu koͤnnen, werden im Zweifels⸗ 
fall und wenn nicht beſtimmte Vorſchriften ein Anderes bedingen, ſo angeſehen, 
19 ob ſie im Laufe der naͤchſtfolgenden Periode zu gehoͤriger Zeit angebracht 
waͤren. 

F. 90. Spaͤteſtens drei Wochen vor dem Eintrittstermin muͤſſen alle 
Berichte, Antraͤge, Beſchreibungen oder Taxen, welche die Magiſtraͤte einzurei⸗ 
chen haben, in den Händen der Sozietäts⸗Direktion ſeyn. Die letztere muß dann 
vor allen Dingen diejenigen einzelnen Geſchaͤfte, bei denen ſich Erinnerungen und 
Bedenken finden, die noch vor dem naͤchſten Eintrittstermin zu erledigen ſind, 
ſchleunigſt herausheben und dieſerhalb das Noͤthige verfuͤgen. Bis zu dieſem 
Zeitpunkte hin aber muß dieſelbe die Berichtigung des Hauptlagerbuchs bewir⸗ 
ken und jedem Magiſtrate die ihn angehende Ausfertigung zugehen laſſen. 

9. 91. Nach deren Eingang muß der Letztere das Triplikat der Ber 
ſchreibung oder Taxe ($$. 25. und 28.) mit der Beſcheinigung, daß darnach die 
Eintragung im Katafter Statt gefunden habe, verſehen, und an den betreffen⸗ 
den Eigenthuͤmer zuruͤckgeben. Dieſe Beſcheinigung erfolgt gratis; wenn aber 
der Eigenthuͤmer außerdem oder zu einer andern Zeit eine Beſcheinigung 1 

ſeine 


a, 
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ſeine Feuerverſicherung begehrt, ſo ſoll ſolche zwar auch nicht verſagt werden, 
kann aber dann nur gegen Entrichtung der Schreibgebuͤhren erfolgen. 

$. 92. Bei entſtehenden Brandunfaͤllen muß der Magiſtrat bei Vermei⸗ 
dung einer verhaͤltnißmaͤßigen Ordnungsſtrafe, mit Beziehung der Kataſternum⸗ 
mern der verungluͤckten Gebaͤude, der Sozietaͤtsdirektion mit der naͤchſten Poſt 
eine kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt aber die Schadenaufnahme ($$. 45. ff.) 
in laͤngſtens vierzehn Tagen nach dem Statt gehabten Brandſchaden, vollſtaͤn⸗ 
dig bewirken und ſolche ſofort an die Direktion einſenden, in deren Haͤnden ſich 
ber 1 8 5 vier Wochen nach dem eingetretenen Brandſchaden 
efinden muß. 

$. 93. Werden dieſe ($. 92.) Friſten verabſaͤumt, oder finden ſich 
gegen die Schadenaufnahme Seitens der Sozietaͤtsdirektion weſentliche Erinne⸗ 
rungen, denen nicht mehr vor Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen Zahlungs⸗ 
friſt (58. 62. ff.) abgeholfen werden kaun, fo iſt der Saͤumige für die daraus 
etwa entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet, und uͤberdem nach Umſtaͤnden 
in eine Ordnungsſtrafe von einem bis zwanzig Thalern verfallen. 
: 94. Die Einziehung der ordentlichen Beiträge erfolgt auf Grund 
einer Heberolle, welche am Anfange jeden Jahres der ſtaͤdtiſche Feuerkaſſen⸗Re⸗ 
zeptor nach dem Ortskataſter anzulegen, und der Magiſtrat zu revidiren und zu 
beftätigen hat; dagegen die der außerordentlichen Beiträge (F. 33.) nach den von 
der Direktion ergehenden und von den Magiſtraͤten ſowohl den Feuerkaſſen⸗Re⸗ 
cepturen als den einzelnen Debenten bekannt zu machenden Ausſchreibungen. 

$. 95. Uebrigens find die Kaſſengeſchaͤfte fo zu betreiben, daß alle Geld⸗ 
verfendungen zwiſchen der Regierungs⸗Hauptkaſſe und den einzelnen ftädtifchen 
Feuerkaſſen⸗Rezepturen moͤglichſt vermieden, die der Erſteren obliegenden Zahlun⸗ 
en auf die Letztere angewieſen, und demnach von den Letzteren an die Erſteren, 
fie irgend thunlich, nur Quittungen über die auf Anweiſung geleifteten Zah: 
lungen überfendet werden. 5 N = 

F. 96. Zu diefem Zwecke kann, wiewohl die Direktion ihrerſeits alle 
Zahlungsanweiſungen an die Regierungs⸗Hauptkaſſe ergehen laͤßt, die letztere alle 
vorkommenden Zahlungen unter Beobachtung der ihr dieſerhalb zu ertheilenden 
Vorſchriften auf die einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen⸗Rezepturen anweiſen. 

$. 97. Die einzelnen Feuerkaſſen⸗Rezepturen leiſten aber ihrerſeits alle 
Auszahlungen nur im Namen, und auf Rechnung der Regierungs⸗Hauptkaſſe, 
unter Zuziehung und gemeinſchaftlicher Verantwortlichkeit der ſtaͤdtiſchen Kaſſen⸗ 
Kuratel, auf deren allgemeine oder beſondere Anweiſung, und duͤrfen keine Zah⸗ 
lung ohne dieſe Anweiſung leiſten. = 

F. 98. Alle Auszahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Sozie⸗ 
19 0 ctlinn nachgeſucht und juſtifizirt, und von ihr feſtgeſetzt und angewieſen 
werden. 
F.. 99. Der Sozietaͤts⸗Direktion und der Regierungs⸗Hauptkaſſe liegt 
es ob, bei ihren Dispoſitionen dahin zu ſehen, daß bei keinem Stadt» Feuer⸗ 
Sozielaͤts⸗Rendanten ein zu großer baarer Beſtand erwachſen koͤnne. Des En⸗ 
des muß aber auch jeder der Letztern durch den ihm zunaͤchſt vorgeſetzten Ma⸗ 
giſtrat monatlich einen Abſchluß von dem Zuſtande feines: Soll, Iſt, Reſt und 
Beſtand an die Sozietaͤts⸗Direktion gelangen laſſen. 
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$. 100. Wenn bei der Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kaſſe le der 
ordentlichen Beiträge eines Jahres ſich Beſtaͤnde ergeben, fo füllen dieſelben als 
Reſervefonds aufgeſammelt und bis auf Weiteres zum Nutzen der Sozietaͤt zins 
bar angelegt werden. N 

Bei der nach 5 Jahren ſtattfindenden Reviſton der Sozietaͤts⸗Verwal⸗ 
tung (F. 40.) wird ſodann über die fernere Beſtimmung dieſer Erſparniſſe von 
den verſammelten Deputirten Beſchluß gefaßt werden. 


F. 101. Was die Nechnungsabnahme betrifft, fo findet ſolche bei den 
einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen⸗Rezepturen nicht eigentlich Statt; denn da einer⸗ 
ſeits der Betrag ihrer Geſammt⸗Einnahme bekannt und durch die Heberolle und 
reſp. das Orts⸗Kataſter begründet, auch wenn etwa das Ausſchreiben eines au⸗ 
ßerordentlichen Beitrages Statt findet, deſſen Ertrag von der Sszietaͤts⸗Direk⸗ 
tion ſelbſt zu berechnen iſt, andererſeits aber Seitens der Sozietaͤts⸗Direktion in 
der Regel keine Reſte geſtattet werden, ſondern es Sache des Magiſtrats iſt 
und bleibt, die Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge der Stadt bei eigener Verhaftung auf 
jede geſetzliche Weiſe herbeizuſchaffen: fo kommt es nur darauf an, daß alljaͤhr⸗ 
lich laͤngſtens bis drei Monate nach Neujahr jeder Kommunalkaſſen-Rendant 
feine völlig erledigte Original⸗Heberolle durch den Magiſtrat an die Sozietaͤts⸗ 
Direktion einſende und ein von der Letzteren ausgefertigtes Zeugniß erhalte, daß 
derſelbe die geſammte Einnahme des verfloſſenen Jahres an die Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe richtig abgeliefert habe. 


F. 102. Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Heberollen und der 
Beitraͤge ſelbſt reſp. baar und in Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſte⸗ 
ten Zahlungen prompt erfolge, und zu dem Zwecke bei der Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſe für jede Stadt ein beſonderes Konto führen zu laſſen, liegt der Sozietaͤts⸗ 
Direktion bei eigener Verhaftung ob. 5 


$. 103. Die Regierungs⸗Hauptkaſſe hingegen legt alljährlich eine foͤrm⸗ 
liche und vollſtaͤndige Rechnung über den Haupt⸗Staͤdte⸗Feuerſozietäts⸗Fonds ab. 


$. 104. Dieſe wird zunaͤchſt von der Sozietäaͤts⸗Direktion revidirt und hier⸗ 
auf mit dem Reviſions⸗Protokoll zweien Deputirten aus der Zahl der Aſſozürten 
zur Super⸗Reviſion und Ertheilung der endlichen Decharge vorgelegt. Die 
Ernennung dieſer Deputirten geſchieht von der Sozietaͤts⸗Direktion. Kür die 
Dauer ihres Geſchaͤfts werden ihnen 2 Mthle. Tagegelder und 1 Rthlr. pro 
Meile Reiſekoſten aus der Sozietaͤtskaſſe verguͤtet. 

Ueberdies muß alljaͤhrlich auf den Grund des Reviſions⸗Protokolls der 
ſummariſche Inhalt der Rechnung ſelbſt, fo daß daraus die Verſicherungs⸗Sum⸗ 
men, nach den Klaſſen geſondert, die Summen der ordentlichen und reſp. außer⸗ 
ordentlichen Beiträge, alle einzelnen Ausgabepoſten an gezahlten Brandverguͤ⸗ 
tungsgeldern mit Benennung der Empfänger nach Klaſſen geſondert, die Ver⸗ 
waltungskoſten ꝛc. zu entnehmen ſind, durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht und eine Ausfertigung dieſer Bekanntmachung durch das Ober⸗ 
Praͤſidium der Provinz an das Miniſterium des Innern und der Polizei ein⸗ 
geſandt werden. f 

$. 105. 
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F. 105. Die Juſtifikation der Kaſſen⸗Einnahmen erfolgt auf folgende 

Weiſe: 2 

= das Soll der jährlihen ordentlichen Beiträge wird durch ein auf das 

Lagerbuch gegruͤndetes Atteſt der Sozietaͤts⸗Direktion, das Soll der 

etwanigen außerordentlichen Beiträge aber (F. 33.) durch das in bes 

glaubigter Abſchrift beizufuͤgende Ausſchreiben der Direktion und die 
derſelben anzuſchließende Repartition belegt; 

von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eintreten 

und reſp. ihre Verſicherungs Summe erhoͤhen laſſen, oder welche eine 

nothwendige Herunterſetzung derſelben erleiden ($$. 19. 32. ꝛc.) hat die 

Sozietaͤts⸗Direktion ein beſonderes Verzeichniß oder aber ein Atteſt, 

daß Zur und Abgang dieſer Art nicht Statt gefunden habe, zum Rech⸗ 

nungsbelage auszufertigen; 

c) etwanige außerordentliche Einnahmen muͤſſen durch beſondere Verein⸗ 
nahmungs⸗Orders der Direktion juftifizirt werden; 

d) wenn wider Erwarten Beitraͤge in Ruͤckſtand bleiben, ſo ſind ſolche 
Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 
ſollten, durch beſondere Niederſchlagungs⸗Orders der Sozietaͤts⸗Direk⸗ 
tion nachzuweiſen. 


F. 106. Bei der Aus gabe iſt die Haupt⸗Poſt „an bezahlten Brandver⸗ 
guͤtungsgeldern“ durch foͤrmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zah⸗ 
lungsorders der Sozietaͤts⸗Direktion imgleichen durch gehörige Quittungen der 
Empfänger zu juſtifiziren. Die feſtſtehenden Verwaltungsausgaben werden reſp. 
durch die gehoͤrig genehmigten Etats, oder beſondere Anweiſungen und durch 
kaſſenmaͤßige Quittungen juſtifizirt. 


$. 107. Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadenauf⸗ 
nahmen, bei den von Amtswegen Statt findenden Reviſionen und ähnlichen Ge⸗ 
legenheiten vorfallen, oder auch auf Praͤmien und Huͤlfsbeitraͤge an einzelne Staͤdte 
zu Aufmunterung oder Verbeſſerung der Feuerloͤſchanſtalten verwendet werden, 
kann die Sozietaͤts⸗Direktion in fo weit, als ſich ſolche auf die Beſtimmungen 
des gegenwaͤrtigen Reglements gruͤnden, ſelbſt approbiren und gilt hierbei mit 
Vorbehalt der Dispoſition des $. 124. als Regel, daß Staats⸗ oder Kommu⸗ 
nal⸗Beamte, ſo weit ſie nicht unentgeltlich zu fungiren und zu reiſen verpflichtet 
ſind, Handwerksmeiſter u. ſ. w. an Diaͤten, Verſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, 
Reiſegeldern u. f. w. nach eben denjenigen Sägen remunerirt werden, die ihnen 
bei ähnlichen Geſchaͤften für oͤffentliche Rechnung aus den Staatskaſſen zukom⸗ 
men wuͤrden. Zu etwanigen Generalkoſten, die ſich auf das gegenwaͤrtige Regle⸗ 
10 9 nicht gründen, muß die Genehmigung des Ober⸗Praͤſidenten eingeholt 
werden. 


$. 108. Um in Uebereinſtimmung mit dem $. 82. die kuͤnſtige Ueberſicht 

aller, das Feuerſozietaͤts⸗Weſen betreffenden Daten zu erleichtern, muͤſſen alle 
Jahresrechnungen nach folgender Form angelegt werden: 

1) Bei der Einnahme ſind die ordentlichen Beiträge in dem erſten Ein⸗ 

0 nahmetitel fuͤr jede Klaſſe abgeſondert und bei jeder mit Angabe & 
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Generalſumme der die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungs⸗ 
kapitalien und des fuͤr die Abtheilung reglementsmaͤßig Statt findenden 
Prozentſatzes, in Rechnung zu ſtellen, wogegen dann die außerordent⸗ 
lichen Beitraͤge, da ſie ſich von ſelbſt nach den ordentlichen proportio⸗ 
niren, in dem zweiten Einnahmetitel ohne dieſe Unterſcheidungen in 
folle verrechnet werden koͤnnen; und 
2) bei der Ausgabe muß in dem erſten Ausgabetitel an bezahlten Brand⸗ 
verguͤtungsgeldern jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt 
und in beſonderen Kolonnen, vorn die Verſicherungsſumme des Ge⸗ 
baͤudes nachgewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehoͤrt, bezeichnet, 
und die Quote der Statt gefundenen Beſchaͤdigung (F. 47.) vers 
merkt werden. 
Soweit die Regierungs⸗Hauptkaſſe, um namentlich der Vorſchrift zu 1. 
genuͤgen zu koͤnnen, einer Nachweiſung aus dem Hauptlagerbuch bedarf, muß ſie 
ſich dieſelbe daraus ſelbſt entnehmen und ihr Letzteres dazu vorgelegt werden. 


§. 109. Der Hauptſtaͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Fonds wird bei den gewohnlichen 
monatlichen und den ſonſt Statt findenden extraordinairen Reviſionen der Re 
gierungs⸗Hauptkaſſe durch die Kaſſen⸗Reviſions⸗Kommiſſion mit revidirt. 


. 110. Bei jeder Stadtfeuerkaſſen⸗Rezeptur muß monatlich eine ordent⸗ 
liche Kaſſen⸗Reviſion durch den Magiſtrat vorgenommen werden, und iſt naͤchſt 
dem e die ſtaͤdtiſche Kaſſen⸗Kuratel fuͤr die Kaſſe mit ihrem Vermoͤ⸗ 
gen verhaftet. 


NIV. 
Verfahren in F. 111. Beſchwerden über das Verfahren der Magiſtraͤte in Feuerſozie⸗ 
end tats⸗ Angelegenheiten, oder Anfragen derſelben find zunächſt bei der Sozietats⸗ 
Direktion, in hoͤherer Inſtanz aber bei dem Ober⸗Praͤſidenten der Provinz und 
eventuell bei dem Miniſter des Innern und der Polizei anzubringen, Beſchwerden, 
welche uͤber die Sozietaͤts⸗Direktion ſelbſt anzubringen und die Anfragen, welche 
von dieſer zu machen ſeyn moͤchten, gelangen gleichfalls zunaͤchſt an den Ober⸗ 
Praͤſidenten und in letzter Inſtanz an den Miniſter des Innern und der Polizei. 


F. 112. Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenſeitige Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren Aſſozürten entſtehen, 
verbleibt es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die 
Frage bezieht, ob der (angeblich) Aſſozirte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden 
Brandſchadens überhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber, 
ihm uͤber haupt eine Brandſchadenverguͤtung zu verſagen ſey oder nicht? Doch 
verſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchieds⸗ 
richterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zu laͤſſig iſt. 


F. 113. Fuͤr alle übrigen Streitfaͤlle außer den vorſtehend bezeichneten, 
namentlich bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder der Brand⸗ 
ſchaͤden, über den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, über die Zahlungs modali⸗ 
täten, über zu bezahlende Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche 
Rechtsweg nicht Statt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, 0 
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ſich bei der Feſtſetzung der Sozietaͤts⸗Direktion nicht beruhigen will, nur die 
Wahl zwiſchen dem Wege des Rekurſes und der Berufung auf eine ſchieds⸗ 
richterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen, und auf dem 
gewaͤhlten Wege bereits eine Entſcheidung erfolgt, ſo kann hernach davon nicht 
wieder abgegangen werden. 


F. 114. Der Rekurs geht nach $. 111. zunaͤchſt an den Ober⸗Praͤſi⸗ 
denten und dann an den Miniſter des Innern und der Polizei, deſſen Entſchei⸗ 
dung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die ſchieds⸗ 
richterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf 
binnen einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung 
der Sozietaͤts⸗Direktion bei der letzteren anbringen. 


$. 115. Die ſchiedsrichterliche Behörde ſelbſt fol aus drei Schiedsrich⸗ 
tern beſtehen, wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter er⸗ 
nennt der mit der Sozietaͤt in Streit befangene Intereſſent und den zweiten 
der Magiſtrat, beide aus der Zahl der mit Grundftücken angeſeſſenen ſtaͤdtiſchen 
Einwohner, dergeſtalt jedoch, daß dieſelben bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt aſſozürt, 
außer einem nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeinträchtigenden 
Verwandtſchaftsverhaͤltniß, ſowohl unter einander, als mit dem Provbokanten, 
großjaͤhrig und untadelhaften Rufes ſeyn muͤſſen. Den dritten Schiedsrichter 
und zwar denjenigen, welcher als Obmann eintritt, hat die Feuerſozietaͤts⸗Direk⸗ 
tion, und zwar lediglich aus der Zahl der im Regierungsbezirke mit Richter⸗ 
eigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten zu ernennen und dieſem liegt die Protokol⸗ 
lirung und Leitung der Verhandlung ob. 


| $. 116. Dieſe Verhandlung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit erge⸗ 
ben, daß beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden 
und e welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Der Magiſtrat 
vertritt hiebei die Sozietaͤt. 


F. 117. Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte 
tritt nur dann, wenn jene ſich nicht über eine und dieſelbe Meinung vereinigen 
koͤnnen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


$. 118. Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Ausſpruch findet nur die 
Nichtigkeitsklage, wo ſolche durch den §. 116. oder durch die allgemeinen Ge⸗ 
ſetze zu begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, 
welcher dabei eventuell zugleich, mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmittel, in 
der Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. Die Nichtigkeitsklage 
muß aber binnen einer Praͤkluſivfriſt von zehn Tagen nad) Eröffnung des ſchieds⸗ 
richterlichen Spruchs anhaͤngig gemacht werden. 


g $. 119. Außer dem Fall der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichter⸗ 
lichen Ausſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel 
Statt, ſondern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechts⸗ 
fraft uͤber. f 5 
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$. 120. Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤf, 
tiger Abmachung der Sache, wenn ſie nicht nach $. 118. an den ordentlichen 
Richter gelangen, an die Sozietaͤts⸗Direktion eingeſendet und in deren Archiv 
aufbewahrt werden. N 


$. 121. Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Feuer⸗Sozietaͤt moͤglichſt erleich⸗ 
tert werde, ſoll jeder Kreis⸗ oder Kommunalbeamte innerhalb des Kreiſes oder 
der Stadt, welcher er angehoͤrt, den Requiſitionen, ſowohl der Sozietaͤts⸗Direk⸗ 
on en Magiſtraͤte zur Ausrichtung einzelner Geſchaͤfte Folge zu leiſten vers 
pflichtet ſeyn. 


F. 122. Jeder in dem Regierungsbezirke mit Richtereigenſchaft ange⸗ 
ſtellte Juſtizbeamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterliche Behoͤrde zu 
verhandelnden Sache als Obmann beſtellt wird, dieſem Rufe in ſo weit, als 
ihn bei erheblichen Behinderungsfaͤllen ſeine vorgeſetzte Behoͤrde nicht davon ent⸗ 
bindet, Folge zu leiſten ſchuldig. 


F. 123. Ferner ſoll jeder angeſtellte Baubeamte ſchuldig ſeyn, innerhalb 
ſeines Geſchaͤftskreiſes den Auftraͤgen der Sozietaͤts-Direktion und den Requi⸗ 
fitionen der Magiſtraͤte zu Tax⸗ oder Brandſchaden-Aufnahmen, oder zu den Nies 
91 9 Folge zu leiſten, und die vorgeſetzte Regierung ihn noͤthigen Falls dazu 
anhalten. 


$. 124. Wenn ein Baubeamter zur Aufnahme oder Reviſion von Ge 
baͤude⸗Beſchreibungen oder Gebäude-Taren von der Behörde beauftragt wird, 
ſo ſoll er (außer den Fuhrkoſten, bei vorkommenden Reiſen, wofern ihm die 
1 nicht geſtellt worden) ſeine Gebuͤhren nach folgenden Saͤtzen zu liquidiren 

gaben: 
a) für Aufnahme oder Reviſion einer bloßen Beſchreibung von jeder Eins 
tauſend Quadratfuß Grundflaͤche fuͤr jedes Stockwerk zwei und einen 
halben Silbergroſchen; ö 

b) fuͤr Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jeder Eintauſend Quadrat⸗ 

fuß Grundflaͤche für jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen; 

e) für eine bloße Taxreviſion die Hälfte dieſes letzteren Satzes. 

Es werden hierbei Gebaͤude, die uͤberhaupt weniger als Eintauſend Qua⸗ 
dratfuß Grundflaͤche haben, auf dieſe Flaͤche fuͤr voll, und die Ueberſchuͤſſe uͤber 
eine ſolche Grundflaͤche, wenn ſie unter fuͤnfhundert Quadratfuß ſind, gar nicht, 
wenn ſie aber fuͤnfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls fuͤr voll gerechnet. 
Und eben dieſe Liquidations⸗Saͤtze finden auch Anwendung, wenn ein Baubeam⸗ 
ter eine Gebaͤudebeſchreibung u. |. w. auf Privatanſuchen des Eigenthuͤmers ans 
gefertigt und zuvor ein anderes Abkommen nicht getroffen hat. 


$. 125. Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker iſt verpflichtet, auf die 
Aufforderung der Direktion oder des fuͤr ſolche handelnden Magiſtrats, oder 
auch des kompetenten Baubeamten in den Tax⸗ oder Brandſchaden⸗Aufnahme⸗ 
Terminen ſich einzufinden und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren, wofuͤr er die 
geſetzlichen oder herkoͤmmlichen Tagegelder bezieht. Leiſtet ein oder der 9 
i gu⸗ 


za 
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Bauhandwerker einer ſolchen Aufforderung nicht Folge, ſo ſoll zwar an ſeiner 
Stelle ein anderer Sachverſtaͤndiger zugezogen werden, der ungehorſam ausge⸗ 
bliebene Bauhandwerker aber nicht nur die dadurch entſtehenden Mehrkoſten zah⸗ 
len, ſondern auch fuͤr allen Schaden haften, welcher durch ſeinen Ungehorſam 
etwa herbeigefuͤhrt werden moͤchte. 


$. 126. Jeder Magiſtrat iſt verbunden, die im $. 24. bemerkte Ausfuͤl⸗ 
lung zu bewirken, auch die in $$. 25. ff. vorgeſchriebenen Atteſte, ſoweit nicht in 
der Sache ſelbſt Bedenken obwalten, auszuſtellen und die zu feiner des fallſigen 
Information noͤthigen Lokalunterſuchungen von Amtswegen vorzunehmen. 


$. 127. Endlich ſoll auch jede oͤffentliche Behörde verpflichtet ſeyn, der 
Sozietaͤts⸗Direktion und den Magifträten jede von denſelben erbetene und zu 
ihrem (der requirirten Behoͤrde) Geſchaͤftskreiſe gehoͤrige Auskunft, ſoweit nicht 
beſondere geſetzliche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. N 


$. 128. Zu Praͤmien und Belohnungen fuͤr vorzuͤglich wirkſam gewor⸗ Sr und 
dene Brandhuͤlfe⸗Leiſtungen oder zum Erſatz außerordentlicher Beſchaͤdigungen, Entthäblsun 
ſoweit hierbei das gegenwaͤrtige Reglement nicht entgegenſteht, fol alljaͤhrlich im Sezterät ge⸗ 
Etat eine beſtimmte Summe ausgeſetzt werden, uͤber welche zu den gedachten währt. 
Zwecken die Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu disponiren hat. 

Die Feuerſozielaͤts⸗ Direktion iſt auch berechtigt, einzelnen Städten, die 
deſſen bedürfen, zur Beſchaffung vorzuͤglicherer Feuerloͤſchungs-Apparate, als 
nach polizeilichen Vorſchriften nothwendig vorhanden ſeyn muͤſſen, eine Bei⸗ 
huͤlfe oder, Falls die Beſchaffung bereits geſchehen, eine Praͤmie bis zu dem 
Betrage von vierzig Prozent der desfallſigen Koſten zu bewilligen. 

Hiernach hat ſich nun Jedermann, den es angeht, gebuͤhrend zu achten. 


So geſchehen Berlin, den 29. April 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 
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A. 

Anweiſung 
wie bei der, zur Beurtheilung des abgegebenen Verſicherungs⸗ 
Quantums noͤthigen, vom Eigenthuͤmer zu beſorgenden Beſchrei— 


bung eines in der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt zu aſſekurirenden 
Gebaͤudes zu verfahren iſt. 


(Zu F. 24. des Reglements gehörig.) 


J iſt das Gebäude deutlich und dergeſtalt beſtimmt zu benennen, daß es 
mit andern auf keine Weiſe verwechſelt werden kann. Dieſe Benennung kommt 


in die erſte und zweite Spalte des gedruckten Schemas. Sodann folgt die 


Angabe der Laͤnge und Breite des Gebaͤudes und der Hoͤhe der verſchiedenen 
Stockwerke. Dieſe, ſo wie alle übrigen etwa vorkommenden Abmeffungen, müf 
fen immer im Preußiſchen Maaße gemacht werden. Iſt das Gebaͤude nicht 
rechtwinklicht, ſo wird die Laͤnge vorn und hinten, oder die verſchiedene Breite 
angegeben. Die Höhe der Stockwerke ift immer die lichte Höhe vom Fußboden 
bis zum Gebaͤlke. Hat das Gebäude Anbau oder Seitenfluͤgel, fo werden die 
ſelben abgeſondert gemeſſen und beſchrieben. Iſt das Gebaͤude von ungleicher 
Hoͤhe, oder an einer Seite, oder auf einer gewiſſen Ränge, vielleicht eine Etage 
‚höher, als im Uebrigen, fo wird dieſes gleich hier, oder, wenn es paſſender ill, 
bei der Bauart des Dachs bemerkt. Zur Angabe dieſer Abmeſſungen iſt die 
dritte Spalte beſtimmt. f 

In die vierte, fuͤnfte und ſechſte, ſiebente und achte Spalte kommt eine 
kurze Beſchreibung der Bauart des Gebaͤudes, naͤmlich der Waͤnde, Fußboͤden, 
Decken, des Dachs mit den Geſimſen, Rinnen, Dachfenſtern u. ſ. w. und der 
Feuereſſen. Es kommt bei allen dieſem vorzuͤglich auf die Angabe an, von wel— 
chen mehr oder weniger verbrennlichen Materialien die verſchiedenen Theile des 
Gebäudes, beſonders die in der Nähe der Feuerſtellen, konſtruirt find, z. B. 
Schornſteinwaͤnde, Rauchkammern, Brandmauern, Rauchfaͤnge, Kuchen, Fuß⸗ 
boden, oder welche die Außenſeite des Gebäudes ausmachen, als Dachbedeckung, 
Geſimſe, Rinnen, Dachfenſter, aͤußere Waͤnde, bei den Feuereſſen auf die Ans 


gabe ihrer mehr oder weniger feuergefaͤhrlichen Anlage, außerdem auf Angabe 


der Konſtruktionsart der Gebaͤudetheile ſelbſt, um ihren Werth zu beurtheilen. 
ee Angabe muß, wie Alles, in bekannten und verſtaͤndlichen Ausdrücken 
geſchehen. 

In der neunten Spalte folgt eine Angabe der abgeſonderten, einzelnen 
Theile des Gebäudes, als Thuͤren, Thore, Fenſter, Laden, Verſchlaͤge u. ſ. w, 
der Anzahl nach und, wenn fie von dem Gewoͤhnlichen abweichen, der Beſchaſ— 
fenheit und Groͤße nach. gu 


„ 


In der zehnten Spalte wird angegeben, welche Raͤume das Gebäude 

enthält, der Zahl, und wo es noͤthig, im Allgemeinen der Größe nach, z. B. bei 

Wohngebaͤuden, wie viel Stuben, Kammern, Säle, Flure, Kuͤchen u. ſ. w., bei 

Wirthſchaftsgebaͤuden: wie viel Ställe, auf wie viel Vieh, Remiſen auf wie 
viel Wagen u. ſ. w., das Gebaͤude umfaßt. 

In der eilften Spalte wird die Lage des Gebaͤudes gegen ſeine Umge⸗ 
bungen, beſonders in Hinſicht auf Feuergefahr von außen, und Schwierigkeit 
oder Leichtigkeit der Rettung bei entſtehendem Brande, beſchrieben. 

In der zwoͤlften Spalte wird der dermalige Zuſtand des Gebaͤudes in 
den einzelnen Theilen, nach der Ordnung der vorigen Kolumnen, allgemein und 
beſonders ſo angegeben, daß daraus auf den Werth geſchloſſen werden kann. 

Die Angabe des Alters des Gebaͤudes iſt, wenn auch nur ungefaͤhr, wo 
ſie zu haben, nothwendig. 

Die dreizehnte Spalte iſt zur Bemerkung ſolcher Umſtaͤnde, die außerdem 
zur Beurtheilung der Feuergefaͤhrlichkeit und des dermaligen Werths des Ge⸗ 
baͤudes noch nuͤtzlich ſeyn koͤnnen, aufbehalten, z. B. wenn das Gebaͤude zuletzt 
bedeutend reparirt worden, ob feuergefaͤhrliche Gewerbe darin betrieben werden, 
oder nicht u. ſ. w. 

In der vierzehnten Spalte endlich wird die Verſicherungsſumme in 
Preußiſchem Kurant angegeben. 5 

Wenn das Gebaͤude etwa im Innern an einer Stelle im Werth ſehr 
von der andern abweicht, z. B. wenn in dieſen oder jenen Zimmern koſtbarere, 
verbrennliche, zum Gebäude gehoͤrige Einrichtungen gemacht worden find; fo muß 
ſolches in der paſſenden Spalte kurz, allenfalls mit Angabe des Werths der 
Anlagen, bemerkt werden, damit nach etwanigem partiellen Brande bei der Ab⸗ 
ſchaͤtung darauf Ruͤckſicht genommen werden kann, und es bleibt Sache des 
Anfertigers der Beſchreibung, dergleichen Umſtaͤnde nicht zu übergehen, weil dar⸗ 
auf hernach nicht geruͤckſichtigt werden kann, und eine Angabe nach dem Brande 
gar nicht, oder nur durch weitlaͤuftige Aufſtellung von Zeugen Statt findet. 

12 Durch beiliegendes ausgefuͤlltes fingirtes Beiſpiel wird die Einrichtung 
der Beſchreibungen nach den obigen Vorſchriften vollkommen deutlich. 
Uebrigens muß bei der Beſchreibung mit der ſtrengſten Wahrheit ver⸗ 
fahren werden. 
5 Ob der Eigenthuͤmer die Beſchreibung ſelbſt anfertigen, oder von irgend 
einem Sachverſtaͤndigen anfertigen laſſen will, bleibt ihm gaͤnzlich uͤberlaſſen, doch 
muß er im letzteren Falle ſolche mit unterſchreiben, um dadurch zu bezeugen, daß 
er dieſelbe als richtig anerkennt. 
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3. 
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der Feuereſſen. 


8. 


In dem Ge⸗ 
bäude befinden 
ſich an 


Fenſtern, Thüren 


u. ſ. w. 


9. 
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2 Verſchläge, 
1 Laden. 
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10. 
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Feuer⸗Sszietaͤts⸗ 
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(No. 1901.) Verordnung wegen Auflöſung der bisherigen Städte-Feuerſozietät und Ausfüh⸗ 
rung des Reglements für die Feuerſozietät der ſämmtlichen Städte des 
Regierungsbezirks Gumbinnen vom heutigen Tage. De dato Berlin, den 
29. April 1838. : 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
a Preußen ꝛc. ꝛc. 8 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Reglement 
für die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte des Regierungsbezirks Gumbinnen 
zum Behuf der Ausführung deſſelben und zur ordnungsmaͤßigen Aufloͤſung der 
bisherigen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt in dem gedachten Regierungsbezirk, nach Anhoͤ⸗ 
rung der Intereſſenten, annoch folgende naͤhere Vorſchriften zu ertheilen: 


SE 

Bei der bisherigen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt, welche und in ſoweit fie durch 

das Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Reglement vom heutigen Tage, §. 2., aufgehoben wor⸗ 

den, dauern die gegenſeitigen rechtlichen Sozietaͤts⸗-Verhaͤltniſſe noch bis zum 
31. Dezember 1838. fort und hoͤren erſt mit dem Ablaufe dieſes Tages auf. 


$. 2. 

Alle bis zu dieſem Zeitpunkte ſich ereignenden Feuerſchaͤden ſind alſo als 
dieſer aufgeloͤſten Sozietaͤt angehoͤrige Schadenfaͤlle zu betrachten, und nach den 
Vorſchriften des Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts-Reglements vom 25. Juli 1723. und 
den bisherigen Obſervanzen zu verguͤten. 


$. 3. 

Die Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkte hin entſtandenen 

Sozietaͤtsverpflichtungen, und die Einhebung und reſp. Realiſirung der für eben 

dieſen Zweck annoch erforderlichen Beitraͤge, wird durch die Regierung und die 

Magiſtraͤte, wie bisher, bis zur Ablegung der Schlußberechnung bewirkt, jedoch 
muß das Abwickelungsgeſchaͤft im Laufe des Jahres 1839. beendigt werden. 


F. 4. 

Die Regierung hat auf dieſes Abwickelungsgeſchaͤft ihr beſonderes Augen⸗ 
merk zu richten, und ſpaͤteſtens mit dem Schluſſe des Jahres 1839. dem Ober⸗ 
Praͤſidenten der Provinz den gaͤnzlichen Abſchluß deſſelben nachzuweiſen, welcher 
ſeinerſeits daruͤber an Unſeren Miniſter des Innern und der Polizei zu berich⸗ 
ten hat. 

$. 5. 


— 


| | F. 5. 5 

d Sollte auch das Rechnungsweſen der bisher beſtandenen Staͤdte⸗Feuer⸗ 

ſozietaͤt in dieſer Zeit (J. 3.) nicht völlig abgewickelt werden koͤnnen, fo muß der 
Abſchluß zwar dennoch erfolgen, es ſollen aber alsdann die zu dem nachtraͤglichen 
Abwickelungsgeſchaͤfte etwa erforderlichen Fonds von den vorhandenen Beſtaͤnden 
einbehalten, reſp. durch Ausſchreibung auf die am 31. Dezember 1838. vorhan⸗ 
den geweſenen Theilnehmer der Sozietaͤt aufgebracht und als beſondere Depoſita 
verwaltet werden. Die bei dem gaͤnzlichen Abſchluſſe der bisherigen Sozietaͤts⸗ 
Verwaltung ſich etwa ergebenden Kaſſenbeſtaͤnde ſollen nach Maaßgabe der Aſ⸗ 

ſekurationsſummen auf die am 31. Dezember 1838. aſſoziirt geweſenen Stadt: 
Gemeinden vertheilt und dem fuͤr die neue Sozietaͤt zu bildenden Reſervefonds 

(F 100. des Reglements) uͤberwieſen werden. 


$. 6. 

Sogleich nach geſchehener Promulgation der gegenwaͤrtigen Verordnung 
und des Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Reglements vom heutigen Tage hat die Regie⸗ 
rung die noͤthige Einleitung zu treffen, um diejenigen Arbeiten, welche ſchon vor 
dem Eintritt der Wirkſamkeit der neuen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt zu Stande ge⸗ 
bracht werden muͤſſen, beginnen zu laſſen. Namentlich muß die Konſignation der 
Intereſſenten der kuͤnftigen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt, die Herbeiſchaffung der noͤthi⸗ 
gen Gebaͤudebeſchreibungen (oder reſp. Taxen, wo dergleichen erforderlich ſind), 
die Klaſſifikation der Gebäude und endlich die Anlegung und Berichtigung aller 
Lagerbuͤcher, den Grundſaͤtzen und Vorſchriften des Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Regle⸗ 
ments gemäß, in Zeiten vor Ablauf des Jahres 1838. vollendet ſeyn. 


ER 
Findet in einzelnen Faͤllen die Berichtigung alles deſſen, was zur Feſtſtel⸗ 
lung des Werths und der Verſicherungsſumme gehoͤrt, ſolche Hinderniſſe, daß 
es nicht mehr moͤglich iſt, dieſen Mangel noch im Laufe der Geſchaͤfte des Jah⸗ 
res 1838. zu ergaͤnzen, fo wird die Zulaͤſſigkeit der bisherigen Verſicherunge⸗ 
oder der naͤchſt untern durch Zehn theilbaren Summe vermuthet und letztere, mit 
Vorbehalt ſpaͤterer Berichtigung, in das Lagerbuch übertragen. 


9. 8. g 
In ſofern auch in einzelnen Faͤllen die vollſtaͤndige Berichtigung des Be⸗ 
ſchreibungs⸗ und Abſchaͤtzungsgeſchaͤfts bis zum 1. September 1838. zu bewirken 
nicht möglich geweſen, ſetzt der Magiſtrat die zu verſichernden Gebaͤude bis auf 
Weiteres in diejenige Klaſſe, wohin er ſie nach ſeiner allgemeinen Kenntniß der⸗ 
(No. 1901.) Jahrgang 1838. Dei dd . felben 


ſelben als gehörig erachtet. Auch in dieſen Fällen muͤſſen die Eigenthuͤmer uns 
geſaͤumt die reglementsmaͤßige Nachricht von der getroffenen Beſtimmung erhal⸗ 
ten. ($$. 36. ff. des Reglements.) 


6. 9. 


Spaͤteſtens bis zum 1. Oktober 1838. muß jedem Intereſſenten die noͤ⸗ 
thige Bekanntmachung über die Klaſſe, in welche er geſtellt iſt, zugehen, und jede 
etwanige Reklamation dagegen bis zum 10. deſſelben Monats, als dem ruͤckſicht⸗ 
lich des genannten Jahres letzten peremtoriſchen Termine angebracht werden, da⸗ 
mit noch im Laufe des Jahres fuͤr die Faͤlle, wo ſolches noͤthig, zu dem Rekurs 
oder ſchiedsrichterlichen Verfahren (F. 113. ff. des Reglements) Zeit übrig bleibe. 


$. 10. 


Ueberhaupt aber muͤſſen die Magiſtraͤte dafür ſorgen und ſich, wenn es 
noͤthig iſt, durch außerordentliche Gehuͤlfen dazu in den Stand ſetzen, daß jeden 
Falls bis zu Ende des Oktober⸗Monats alle, die Einſchreibung in die Sozie⸗ 
taͤts⸗Lagerbuͤcher vorbereitende Geſchaͤfte geſchloſſen werden. 


b. 11. 


Im Laufe des Monats November 1838. muß jeder Magiſtrat das ſtaͤd⸗ 
tiſche Lagerbuch vollſtaͤndig anlegen und ordnen, auch daſſelbe in doppelter Aus 
fertigung mit ſaͤmmtlichen Beſchreibungen, Taxen und ſonſtigen Verhandlungen 
an die Feuerſozietaͤts⸗Direktion einreichen. 


§. 12. 


Die Feuerſozietaͤts⸗Direktion hat ſodann bis zum Schluſſe des Dezember⸗ 
Monats 1838. die Pruͤfung und Feſtſetzung der Kataſter und die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Hauptlagerbuchs aus den Duplikaten derſelben zu bewirken. 


4. 13. 


Denjenigen zum Sozietaͤtsverbande der ſtaͤdtiſchen Beuerfszietät gehörigen 
Gebaͤudebeſitzern, welche bei der Publikation dieſer Verordnung bei auswaͤrtigen 
Feuerſozietaͤten aſſozürt find, wird es verſtattet, bis zum Ablauf der bereits ge 
ſchloſſenen Verſicherungsvertraͤge in den fremden Sozietaͤten zu verbleiben. 

Die Beſtimmungen der $$. 11 — 16. des Reglements finden daher bis 
zu dieſem Zeitpunkte keine Anwendung auf dieſelben. ; 

Nach Ablauf der beſtehenden Verſicherungsvertraͤge tritt jedoch die Ders 
pflichtung zur ausſchließlichen Verſicherung der Gebäude gegen Feuersgefahr in 
der ſtaͤdtiſchen Feuerſozietaͤt ein, und es ſollen zu dieſem Zweck nicht nur die in 
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auswärtigen Sozietaͤten geſchloſſenen Verſicherungsvertraͤge den Magiſtraͤten vor⸗ 
gelegt, ſondern auch die Gebaͤudebeſchreibungen, Taxen u. |. w. ebenſo, wie von 
allen uͤbrigen Gebaͤuden aufgenommen, und uͤberhaupt alle Vorbereitungen ge⸗ 
troffen werden, daß derartige Gebaͤude unmittelbar mit dem Erloͤſchen der bis⸗ 
herigen Verſicherung in die ſtaͤdtiſche Feuerſozietaͤt uͤbertreten koͤnne. Sollte der 
Zeitpunkt dieſes Uebertritts nicht mit dem Jahresſchluß zuſammenfallen, fo ſollen 
die zu entrichtenden ordentlichen und außerordentlichen Beitraͤge nach Verhaͤltniß 
des dazwiſchen liegenden Zeitraums berechnet und am Jahresſchluſſe erhoben 
werden. 

Neue Verſicherungen bei andern Sszietaͤten dürfen nach Publikation 
dieſer Verordnung, bei Vermeidung der im $. 16. des Reglements angedrohten 
Strafe, fo wenig angenommen, als bereits beſtehende prolongirt werden. 


F. 14. 


Darauf pflichtmaͤßig zu wachen, daß dieſes Alles gehoͤrig und zu rechter 
geit geſchehe, liegt der Regierung ob, welche den Ober⸗Praͤſidenten der Provinz 
von dem Fortgange der Angelegenheiten bis zu Vollendung ihrer erſten Aus⸗ 
führung in ſteter Kenntniß zu erhalten hat. Der Ober⸗Praͤſident hat das Re⸗ 
ſultat Unſerem Miniſter des Innern und der Polizei anzuzeigen. 


F. 15. 


Zur einſtweiligen Beſtreitung der Koſten, welche im Laufe der Jahre 
1838, und 1839. an Remunerationen und anderen der Sozietät zur Laſt fallen⸗ 
den Ausgaben auflaufen, ſoll für die Feuerfozietaͤts⸗Direktion auf den Antrag 
Unſeres Ober⸗Praͤſidenten durch die Miniſter des Innern und der Polizei und der 
Finanzen bei der Negierungs⸗Hauptkaſſe ein angemeſſener Kredit eröffnet werden. 


6. 16. 


Der nach dem vorſtehenden F. entſtehende Vorſchuß aus der Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe muß derſelben im Laufe des Jahres 1839. zur Haͤlfte und in dem 
Jahre 1840. zur andern Hälfte aus dem Feuerſozietaͤts⸗Fonds vollſtaͤndig er⸗ 
ſtattet werden. 


5. 17. 


Die in dem Reglement fuͤr die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt vom heutigen Tage, 

. 74. ff., vorgeſchriebene Form der Verwaltung und der Kaſſenfuͤhrung ſoll 
nur als eine vorläufige, welche für die erſte Ausführung der neuen Einrich⸗ 
tung und für die erſten fünf Jahre ihres Beſtehens in Anwendung zu bringen 
iſt, betrachtet und den intereſſirenden Mitgliedern der genannten Sozietaͤt aus⸗ 
(No. 1901.) druͤck⸗ 
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druͤcklich vorbehalten bleiben, demnaͤchſt die Organiſation einer beſondern Ver⸗ 
waltungsbehoͤrde für. die Immobiliar⸗Feuerſozietaͤts⸗Angelegenheiten der Städte 
nach den beſonders zu faſſenden Beſchluͤſſen, und Falls eine Vereinigung der 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤten in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen 
nach Maaßgabe des F. 40. des Reglements vom heutigen Tage nicht bewirkt 
werden ſollte, auch die Organiſation beſonderer Feuerſozietaͤts⸗Kaſſen in Antrag 
zu bringen. 

Endlich ſoll auch die Beſtimmung des Reglements, $$. 11. ff. u. $$. 21. ff., 
welche ruͤckſichtlich der unbedingt aufnahmefaͤhigen Gebaͤude, die allgemeine Ver⸗ 
pflichtung der Aſſoziation bet der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt und einer angemeſſenen 
Verſicherung feſtſtellt, nur als eine proviſoriſche angeſehen und bei der angeord⸗ 
neten Berathung nach fünf Jahren (F. 40. des Reglements) zur Eroͤrterung 
geſtellt werden, in wiefern dieſelbe und die ſonſt damit in Verbindung ſtehenden 
Beſtimmungen des Reglements zu ändern oder zu modifiziren ſeyn duͤrften. 


So geſchehen Berlin, den 29. April 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


